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Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG);
Anlage zur Herstellung von Gasdiffusionsschichten (GDL-Anlage):
Antrag der SGL CARBON GmbH nach § 4 BImSchG auf Errichtung
und Betrieb einer neuen Produktionslinie zur Herstellung von Gas-
diffusionsschichten in Geb. 604 (Generation 2) sowie Errichtung
und Betrieb zweier neuer Produktionslinien in Geb. 612 (Generati-
onen 3A und 3B) am Standort der SGL CARBON GmbH in Meitin-
gen

Anlagen: 1 Satz gestempelter Antragsunterlagen (1. Fertigung)
1 Formblatt „Anzeige der Nutzungsaufnahme“
1 Vordruck „Mitteilung über die Inbetriebnahme von

Anlagen/-teilen“
1 Kostenrechnung

Das Landratsamt Augsburg

erlässt folgenden

B e s c h e i d :

I.

1. Der SGL CARBON GmbH, Werner-von-Siemens-Straße 18,
86405 Meitingen, wird auf der Grundlage der unter II. ge-
nannten Antragsunterlagen, der unter III. aufgeführten Anla-
genkenn- und Betriebsdaten sowie nach Maßgabe der unter
IV. festgesetzten Nebenbestimmungen die immissions-
schutzrechtliche Neugenehmigung für die Errichtung und

SGL CARBON GmbH
Herrn Dr. Meyer zu Reckendorf
Werner-von-Siemens-Straße 18
86405 Meitingen

IMMISSIONSSCHUTZ,
ABFALL- UND BODENSCHUTZ-
RECHT

DATUM
17.09.2021
IHR SCHREIBEN VOM

IHR ZEICHEN

AKTENZEICHEN
51.11-1711-SGL/65-20

ANSPRECHPARTNER
Patrick Weber

BESUCHERADRESSE
Martin-Luther-Platz 5
86150 Augsburg

ZIMMER
KS321
TELEFON
(0821) 3102-2612
FAX
(0821) 3102-1612
E-MAIL
Patrick.Weber
@LRA-a.bayern.de

Postzustellungsauftrag
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den Betrieb einer Anlage zur Herstellung von Gasdiffusionsschichten (GDL-Anlage) beste-
hend aus einer neuen Produktionslinie in Gebäude 604 (Generation 2) sowie zwei neuer
Produktionslinien in Gebäude 612 (Generationen 3A und 3B) am Standort der SGL CARBON
GmbH in Meitingen erteilt.

2. Die Genehmigung schließt die baurechtliche Genehmigung mit ein.

Hinweis:

Diese Genehmigung ergeht unbeschadet von sonstigen, nach § 13 BImSchG nicht eingeschlos-
senen, behördlichen Entscheidungen.

II.

Antragsunterlagen

Der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung liegt der Antrag vom 03.11.2020, eingegangen
beim Landratsamt Augsburg am 09.11.2020, aufgrund mehrerer Überarbeitungen in der Revision
07 vom 19.05.2021 (Seiten 1 - 27), einschließlich der vorgelegten Antragsunterlagen zugrunde:

1. Allgemeine Angaben

2. Standort und Umgebung der Anlage

3. Anlagen- und Verfahrensbeschreibung

4. Gehandhabte Stoffe

5. Luftreinhaltung

6. Lärm- und Erschütterungsschutz

7. Anlagensicherheit

8. Abfälle

9. Wärmenutzung

10. Umweltverträglichkeitsprüfung

11. Betriebseinstellung, Rekultivierungsplan

12. Arbeitsschutz

13. Wasser

14. Bauunterlagen
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Anlagen:

Anlage 1: Übersichtsplan der Gemeinde Meitingen

Anlage 2a: Flächennutzungsplan der Gemeinde Meitingen

Anlage 2b: Bebauungsplan "SGL CARBON Werkserweiterung Nord"

Anlage 3: Luftaufnahme (Aufnahmejahr: 2019)
Standort Meitingen der SGL CARBON GmbH

Anlage 4: Werksplan der SGL CARBON Meitingen mit Zuordnung zu den einzelnen Gesell-
schaften und Geschäftsbereichen

Anlage 5: Gebäude- einschließlich Kamin- und Maschinenaufstellungsplan Gebäude 604

Anlage 6: Gebäude- einschließlich Kamin- und Maschinenaufstellungsplan Gebäude 612

Anlage 7: nicht verwendet

Anlage 8: nicht verwendet

Anlage 9: Liste aller im Bereich GDL-Fertigung in den Gebäuden 604 und 612 aufgestellten
Maschinen und Aggregate

Anlage 10: Materialflussdiagramm inklusive Massenbilanz, Rev.02 vom 22.04.2021

Anlage 10B2: Verfahrensschemata GDL GEN2 (Stand: 17.03.2021)

Anlage 10B3: Verfahrensschemata GDL GEN3A bzw. GEN3B (Stand: 20.04.2021)

Anlage 11: Flucht- und Rettungswegepläne sowie Feuerwehreinsatzplan
Anlage 11A: für Gebäude 604
Anlage 11B: für Gebäude 612

Anlage 12: Maschinenbeschreibungen mit technischen Angaben zu den Anlagen und Aggre-
gaten

Anlage 13: nicht verwendet

Anlage 14: Gutachten zur Luftreinhaltung der TÜV SÜD Industrie Service GmbH, Bericht-Nr.
F20/19-IMG (in der überarbeiteten Fassung vom 11.05.2021)

Anlage 15: Schallimmissionsprognosen der ACCON GmbH

Anlage 15A: GDL Gen2-Anlage in Gebäude 604
(Bericht-Nr. ACB-0420-1634-i248/02/rev3) vom 18.05.2021

Anlage 15B: GDL Gen3-Anlage in Gebäude 612
(Bericht-Nr. ACB-0220-1634-i247/02/rev3) vom 18.05.2021



S. 4 von 40

Anlage 15C: Berechnungsprotokoll Ausbreitungstherme Adiv, Aatm, Agr, etc. für den Immission-
sort IP1 (GDL Gen2-Anlage in Gebäude 604) (nur elektronisch, auf CD)

Anlage 15D: Berechnungsprotokoll Ausbreitungstherme Adiv, Aatm, Agr, etc. für den Immission-
sort IP5 (GDL Gen3-Anlage in Gebäude 612) (nur elektronisch, auf CD)

Anlage 16: Brandschutznachweise

Anlage 16A: Nachweis für den vorbeugenden Brandschutz nach § 11 Bauvorlagenverordnung
(BauVorlV) der BS SCHWARZ für das Gebäude 604 (GDL Generation 2) vom
20.07.2020 (20-019-SGL)

Anlage 16B: Nachweis für den vorbeugenden Brandschutz nach § 11 Bauvorlagenverordnung
(BauVorlV) der BS SCHWARZ für das Gebäude 612 (GDL Generation 3) vom
18.08.2020 (20-001-SGL)

Anlage 16BT: Brandschutztechnische Stellungnahme als Ergänzung zur Tektur 2-364-2020-BA-
120 der BS SCHWARZ für das Gebäude 612 (GDL Generation 3) vom 17.12.2020
(20-001-SGL)

Anlage 17: Entsorgungsnachweise
Anlage 17A: AVV-Nr. 080415* Phenolharzhaltige Waschlösung
Anlage 17B: AVV-Nr. 070201* Pastenreste pastös-flüssig
Anlage 17C: AVV-Nr. 080314* Graphitschlamm mit Phenolharz

Anlage 18: nicht verwendet

Anlage 19: Bauunterlagen

Bauunterlagen Gebäude 612 [Generation 3] (Gebäude mit Nutzung)
Anlage 19_01: Antrag auf Baugenehmigung (Ziel: Nutzungsänderung)
Anlage 19_02: nicht verwendet
Anlage 19_03: Grundrisse, Ansichten und Schnitte inkl. Nebengebäuden bzw. -anlagen
Anlage 19_04: Freiflächenplan (inkl. Lageplan)
Anlage 19_05: Geländeverlauf – Vermessung

Bauunterlagen RTO2 neben Gebäude 604 [Generation 2]
Anlage 19_21: Antrag auf Baugenehmigung
Anlage 19_22: Baubeschreibung zum Bauantrag
Anlage 19_23: Draufsicht, Ansichten, Lageplan
Anlage 19_24: Abstandsflächenplan

Anlage 20: Ausgangszustandsbericht (AZB) für Boden und Grundwasser:
AZB-Prüfung der HPC AG, Harburg, vom 28.10.2020, in der Revision vom
22.04.2021
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Darin enthalten:
Aufzählung der gehandhabten Gefahrstoffe mit den zugehörigen H-Sätzen (Ta-
belle 5 auf Seite 11) sowie den zugehörigen Wassergefährdungsklassen (Tabelle
6 auf Seite 13)
Prüfung der Mengenrelevanz (Tabelle 7 auf Seite 15) sowie der vorgesehenen
Schutzmaßnahmen (Tabelle 8 auf Seite 16)
Zugehörige Sicherheitsdatenblätter (nur elektronisch, auf CD)

Anlage 21: Stellungnahme zu Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen nach
AwSV des AwSV-Sachverständigen Norbert Zitzmann vom 22.03.2021

Die Antragsunterlagen vom 03.11.2020 wurden aufgrund diverser Nachforderungen der Fachstel-
len im Laufe des Verfahrens wie folgt angepasst:

- Der Textteil des Antrags wurde an mehreren Stellen überarbeitet und aktualisiert. Die aktu-
elle Revision 07 vom 19.05.2021 wurde dem Landratsamt Augsburg mit E-Mail vom
20.05.2021 vorgelegt.

- Anlage 5: Gebäude- einschließlich Kamin- und Maschinenaufstellungsplan Gebäude 604
Im Gebäudeplan wurde eine farbliche Abgrenzung des Antragsgegenstandes sowie eine
Kennzeichnung der betroffenen Kamine vorgenommen. Der überarbeitete Plan wurde dem
Landratsamt mit E-Mail vom 23.11.2020 übermittelt.

- Anlage 10: Materialflussdiagramm und Verfahrensschemata
Das Materialflussdiagramm wurde mehrmals überarbeitet und zuletzt in der Revision 02,
Stand 22.04.2021, mit E-Mail vom 30.04.2021 vorgelegt.
Die beiden neu erstellten Verfahrensschemata GDL GEN2 und GDL GEN3A&B (Anlage 10B2
und 10B3) wurden erstmals mit E-Mail vom 23.03.2021 dem Landratsamt Augsburg über-
mittelt. Mit E-Mail vom 01.04.2021 wurde ein um den Trockenofen ergänztes Verfahrens-
schemata GDL GEN2 mit Stand 17.03.2021 vorgelegt. Das Verfahrensschemata GDL
GEN3A&B wurde mit E-Mail vom 04.05.2021 durch eine überarbeitete Version (Stand:
20.04.2021) ausgetauscht.

- Anlage 12: Maschinenbeschreibungen
Bereits mit E-Mail vom 23.11.2020 wurde ein Ansichtenplan für die RTO2 nachgereicht.
Mit E-Mail vom 23.03.2021 wurden überarbeitete Datenblätter für sämtliche TNVs und
RTOs übermittelt. Zudem waren der E-Mail auch ergänzende Ansichtenpläne für die RTOs
3A und 3B beigefügt.
Eine weitere Änderung erfolgt mit E-Mail vom 30.04.2021, mit welcher überarbeitete Ma-
schinenbeschreibungen zu den Graphitierungsöfen 1 und 2 sowie zur Stoffaufbereitung -
3A&B vorgelegt wurden.
Weiterhin wurden mit E-Mail vom 11.05.2021 folgende überarbeitete Datenblätter übermit-
telt:
 Beschichtungsanlage-2 & Trockenofen-2
 Sinterofen-2
 Imprägnieranlage-2 & Schwebetrockner-2
 Tauchbad / Trockenofen (Tauchen)-2
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Mit E-Mail vom 16.09.2021 wurde dem Landratsamt Augsburg schließlich ein hinsichtlich
des Abluftvolumenstroms berichtigtes Datenblatt für die RTO2 übersandt.

- Anlage 14: Gutachten zur Luftreinhaltung
Das Gutachten zur Luftreinhaltung der TÜV SÜD Industrie Service GmbH wurde aufgrund
von Nachforderungen des Technischen Umweltschutzes mehrmals überarbeitet und zu-
letzt in der endgültigen Fassung vom 11.05.2021 mit E-Mail vom selben Tag dem Landrat-
samt Augsburg vorgelegt.

- Anlage 15: Schallimmissionsprognosen
Auch die beiden Schallimmissionsprognosen für die GDL Generation 2 in Gebäude 604 so-
wie für die GDL Generation 3 in Gebäude 612 wurden aufgrund von Rückfragen seitens des
Technischen Umweltschutzes mehrmals überarbeitet. Die finalen Gutachten (beide vom
18.05.2021) wurden dem Landratsamt mit E-Mail vom 19.05.2021 übermittelt.

- Anlage 16BT: Ergänzende Brandschutztechnische Stellungnahme
Mit E-Mail vom 08.01.2021 wurde eine ergänzende Brandschutztechnische Stellungnahme
mit Datum 17.12.2020 beim Landratsamt Augsburg eingereicht. Die Ergänzung berücksich-
tigt, dass im Gebäude 612 zunächst die Generation 3A und erst anschließend die Genera-
tion 3B realisiert werden soll.

- Anlage 19: Bauantragsunterlagen
Mit den E-Mails vom 23.11.2020 sowie vom 26.11.2020 wurden nochmals komplett über-
arbeitete Bauantragsunterlagen vorgelegt.
Mit dem geänderten Bauantrag für das Gebäude 612 wird nun die baurechtliche Nutzungs-
änderung beantragt.
Zudem wurde der bereits bestehende Bauantrag für die RTO2 neben dem Gebäude 604 in
den BImSchG-Antrag integriert.

- Anlage 20: Ausgangszustandsbericht (AZB)
Im Zuge der Prüfung, ob der Anwendungsbereich der 31. BImSchV eröffnet ist, wurden die
Mengenangaben für den Stoff Interflon Fin Clean All angepasst. Dadurch war auch eine Än-
derung des Ausgangszustandsberichts erforderlich. Die überarbeitete Version vom
22.04.2021 wurde dem Landratsamt Augsburg mit E-Mail vom 30.04.2021 vorgelegt.

- Anlage 21: AwSV-Stellungnahme & Anlage 4: Werkplan
Da die im Antrag enthaltenen Angaben zum Thema Umgang mit wassergefährdenden Stof-
fen für die Fachkundige Stelle für Wasserwirtschaft für eine Beurteilung nicht ausreichend
waren, wurde hierfür seitens der SGL CARBON GmbH ein Sachverständiger nach AwSV be-
auftragt. Die entsprechende Stellungnahme nach AwSV des Herrn Dipl.-Ing. (FH) Norbert
Zitzmann vom 05.03.2021 wurde dem Landratsamt Augsburg mit E-Mail vom 09.03.2021
übermittelt.
Aufgrund von Umplanungen bzgl. der Lagerung von Abfällen (neu: Zwischenlagerung in
IBCs) musste die AwSV-Stellungnahme dementsprechend angepasst werden. Mit E-Mail
vom 23.03.2021 wurde dem Landratsamt die überarbeitete Stellungnahme des AwSV-Sach-
verständigen vom 22.03.2021 vorgelegt.
In diesem Zusammenhang erfolgte auch eine Anpassung des Werkplans (Anlage 4), in dem
nun auch die Aufstellorte der neuen Lagercontainer dargestellt sind. Der aktualisierte Werk-
plan wurde ebenfalls mit E-Mail vom 23.03.2021 übermittelt.
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Die genannten Antragsunterlagen sind mit Stempel vom 17.09.2021 als Bestandteil dieses Be-
scheides gekennzeichnet.

Bei einem Widerspruch zwischen den textlichen Festsetzungen des Bescheides und den beige-
fügten Plänen, Beschreibungen, etc. gelten die textlichen Festsetzungen.

III.

Anlagenkenn- und Betriebsdaten

Der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung liegen folgende Rahmendaten zugrunde:

Betriebszweck Anlage zur Herstellung von Gas-Diffusions-Layern (GDL)

Betriebszeit Drei-Schicht-Betrieb an sechs Werktagen pro Woche

GDL GEN2 GDL GEN3A GDL GEN3B

Produktionskapazität 1.800.000 m²/a 4.100.000 m²/a 4.100.000 m²/a

Harzverbrauch 4,1 kg/h 9,9 kg/h 9,9 kg/h

Verbrauchsmengen (max. Mengen [t/a])

Carbonfaserrohpapier 27,0 61,5 61,5

Acetylenruß P 200 hv 63,0 143,5 143,5

Bakelite PF 0227 SP 01 31,0 70,6 70,6

Colamin Kraftreiniger (Reinigungsmittel) 1,0 1,0 1,0

Dyneon PTFE Dispersion 5060 GZ 42,3 96,4 96,4

Graphitpulver 26,8 61,1 61,1

Isopropanol (Reinigungsmittel) 0,8 1,8 1,8

Interflon Fin Clean All (Reinigungsmittel) 0,5 0,5 0,5

Polyvinylalkohol 8,6 19,7 19,7

Cer(IV)oxid 5,4 12,3 12,3

Polyethylenglykol 400 32,4 73,8 73,8

Tylose MHB 3000 P2 0,6 1,4 1,4
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Betriebseinheit Bezeichnung Apparat/ Einrichtung

Gebäude 604
Generation 1

Graphitierung Graphitierungsofen-1 (HANNIBAL), elektrisch beheizt

Gebäude 604
Generation 2

Stoffaufbereitung Mischanlage Imprägnierung-2
Imprägnierung / Trocknen Imprägnier-Anlage-2

Schwebetrockner-2, 40 Nm³/h Erdgas 388 kW
Graphitierung Graphitierungsofen-2, elektrisch beheizt

Tauchen / Trocknen Tauchbad-2
Trockenofen (Tauchen)-2, elektrisch beheizt

Stoffaufbereitung Mischanlage Beschichtung-2
Beschichten Beschichtungsanlage-2

Trockenofen (Beschichtung)-2, elektrisch beheizt
Sintern Sinterofen-2, 24 Nm³/h Erdgas, 233 kW
Zuschnitt & Inspektion Inspektionsanlage-2
Messen Messanlage-2

Online-Messungen 3x Röntgenstrahlungs-FBM-Messung (RS 2-1 bis RS 2-3)
1 RFA-Sonde (RFA 2-1)

Gebäude 612
Generation 3A

Stoffaufbereitung Mischanlage Imprägnierung-3A&3B
Imprägnierung / Trocknen Imprägnier-Anlage-3A

Schwebetrockner-3A, 80 Nm³/h Erdgas, 776 kW
Graphitierung Graphitierungsofen-3A, elektrisch beheizt

Tauchen / Trocknen Tauchbad-3A
Trockenofen (Tauchen)-3A, 40 Nm³/h Erdgas, 388 kW

Stoffaufbereitung Mischanlage Beschichtung-3A&3B
Beschichten Beschichtungsanlage-3A

Sintern Sinterofen-3A (Trocknen & Sintern)-3A, 90 Nm³/h Erdgas, 873 kW
Zuschnitt & Inspektion Inspektionsanlage-3A
Messen Messanlage-3A
Online-Messungen 3x Röntgenstrahlungs-FBM-Messung (RS 3A-1 bis RS 3A-3)

1 RFA-Sonde (RFA 3A-1)
Gebäude 612
Generation 3B

Imprägnierung / Trocknen Imprägnier-Anlage-3B
Schwebetrockner-3B, 80 Nm³/h Erdgas, 776 kW

Graphitierung Graphitierungsofen-3B, elektrisch beheizt
Tauchen / Trocknen Tauchbad-3B

Trockenofen (Tauchen)-3B, 40 Nm³/h Erdgas, 388 kW
Beschichten Beschichtungsanlage-3B

Sintern Sinterofen-3B (Trocknen und Sintern), 90 Nm³/h Erdgas, 873 kW
Zuschnitt & Inspektion Inspektionsanlage-3B
Messen Messanlage-3B
Online-Messungen 3x Röntgenstrahlungs-FBM-Messung (RS 3B-1 bis RS 3B-3)

1 RFA-Sonde (RFA 3B-1)
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IV.

Auflagen & Hinweise

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wird unter Festsetzung folgender Nebenbestim-
mungen erteilt:

1.  Luftreinhaltung

1.1 Anforderungen zur Emissionsminderung

1.1.1 Die an den nachfolgend genannten Apparaten auftretenden Abgase sind zu erfassen, in der
angegebenen Abgasreinigungseinrichtung zu reinigen und an der angegebenen Emissions-
quelle (EQ) ins Freie abzuleiten:

Abgaserfassung und -reinigung der GDL-Anlage

Betriebseinheit /
Gebäude

Apparat Abgasreinigungseinrichtung EQ

Gebäude 604
Generation 1

Graphitierungsofen-1
(HANNIBAL) Thermische Nachverbrennung TNV4 04

Gebäude 604
Generation 2

Schwebetrockner-2

Regenerative thermische Oxidation
RTO2

8998
Trockenofen (Tauchen)-2

Trockenofen (Beschichtung)-2

Sinterofen-2

Graphitierungsofen-2 Thermische Nachverbrennung TNV2 8999

Gebäude 612
Generation 3A

Schwebetrockner-3A
Regenerative thermische Oxidation
RTO3A

61201Trockenofen (Tauchen)-3A

Sinterofen-3A

Graphitierungsofen-3A Thermische Nachverbrennung TNV3A 61202

Gebäude 612
Generation 3B

Schwebetrockner-3B
Regenerative thermische Oxidation
RTO3B

61203Trockenofen (Tauchen)-3B

Sinterofen-3B

Graphitierungsofen-3B Thermische Nachverbrennung TNV3B 61204

1.1.2 Die Schwebetrockner, Graphitierungsöfen, Trockenöfen (Tauchen), Trockenöfen (Beschich-
tung) und die Sinteröfen der Generationen 1, 2, 3A und 3B der GDL-Linien dürfen erst in
Betrieb genommen werden, wenn die angeschlossenen Einrichtungen zur thermischen Oxi-
dation (RTOs und TNVs) betriebsbereit sind, d.h. die nach Auflage IV.1.4.4 festzulegende
Mindesttemperatur in der jeweiligen Brennkammer erreicht ist.
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Der Graphitierungsofen-1 (HANNIBAL) dient hierbei ausschließlich als Redundanz und darf
nur im Falle eines Ausfalls eines Graphitierungsofens der Generationen 2, 3A oder 3B oder
für Versuchszwecke betrieben werden.

1.1.3 Als (Stütz-) Brennstoff für die RTOs und TNVs der Generationen 1, 2, 3A und 3B der GDL-
Linien darf nur Erdgas verwendet werden.

1.1.4 Bei einem Ausfall/Stillstand der Abgasreinigungseinrichtungen (RTOs bzw. TNVs) sind je-
weils die angeschlossenen Einrichtungen / Produktionsvorgänge im Hinblick auf eine Mini-
mierung der auftretenden Emissionen abzufahren.

1.1.5 Nach dem Abschalten der jeweils angeschlossenen Einrichtungen sind diese mindestens
10 Minuten zu der RTO bzw. TNV hin zu spülen.

1.2 Emissionsbegrenzungen

1.2.1 Im Abgas der Emissionsquellen 8998, 61201 und 61203 der RTOs dürfen folgende Massen-
konzentrationen nicht überschritten werden:

 organische Stoffe insgesamt, angegeben als Ges.-C 20 mg/m³
 Formaldehyd 5 mg/m3

 Benzol 1 mg/m³
 Kohlenmonoxid 0,10 g/m³
 Stickstoffoxide NOx, angeg. als NO2 0,10 g/m³
 Fluor und seine gasförmigen Verbindungen,

angegeben als Fluorwasserstoff 3 mg/m³

1.2.2 Im Abgas der Emissionsquellen 04, 8999, 61202 und 61204 der TNVs dürfen folgende Mas-
senkonzentrationen nicht überschritten werden:

 Gesamtstaub 5 mg/m³
 organische Stoffe insgesamt, angegeben als Ges.-C 20 mg/m³
 Benzol 1 mg/m³
 Kohlenmonoxid 0,10 g/m³
 Stickstoffoxide NOx, angeg. als NO2 0,35 g/m³
 Cyanwasserstoff 3 mg/m³
 Benzo[a]pyren 0,015 mg/m³

1.2.3 Die in den Auflagen IV.1.2.1 und IV.1.2.2 genannten Werte sind auf trockene Abgase im
Normzustand (273 K, 1013 hPa) zu beziehen und gelten für die Abgase nach den RTOs und
den TNVs ohne Verdünnung mit Frischluft.
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1.3 Anforderungen zur Ableitung von Abgasen

1.3.1 Die Abgase der Emissionsquelle 8998 sind über einen Schornstein mit einer Mindesthöhe
von 5 m über Dach (Traufe Gebäude 604), entsprechend 12,5 m über Erdgleiche abzuführen.

1.3.2 Die Abgase der Emissionsquelle 8999 sind über einen Schornstein mit einer Mindesthöhe
von 5 m über Dach, entsprechend 12,5 m über Erdgleiche abzuführen.

1.3.3 Die Abgase der Emissionsquelle 61201 sind über einen Schornstein mit einer Mindesthöhe
von 6,6 m über Dach (Traufe Gebäude 612), entsprechend 16,6 m über Erdgleiche abzufüh-
ren.

1.3.4 Die Abgase der Emissionsquelle 61202 sind über einen Schornstein mit einer Mindesthöhe
von 5 m über Dach, entsprechend 15 m über Erdgleiche abzuführen.

1.3.5 Die Abgase der Emissionsquelle 61203 sind über einen Schornstein mit einer Mindesthöhe
von 6,6 m über Dach (Traufe Gebäude 612), entsprechend 16,6 m über Erdgleiche abzufüh-
ren.

1.3.6 Die Abgase der Emissionsquelle 61204 sind über einen Schornstein mit einer Mindesthöhe
von 5 m über Dach, entsprechend 15 m über Erdgleiche abzuführen.

1.3.7 Die Abgase der Emissionsquelle 04 sind über einen Schornstein mit einer Mindesthöhe von
3 m über Dach, entsprechend 10,5 m über Erdgleiche abzuführen.

1.3.8 Die Abgase müssen ungehindert senkrecht nach oben austreten. Zum Schutz gegen Regen-
einfall können Deflektoren aufgesetzt werden.

1.3.9 Die Abgasgeschwindigkeit der Emissionsquellen darf jeweils einen Wert von 7 m/s nicht
unterschreiten.

1.4 Messung und Überwachung

1.4.1 Messplätze

1.4.1.1 Für die Durchführung der Einzelmessungen (s. Auflage IV.1.4.3) sind im Einvernehmen mit
einer nach § 29b Abs. 2 BImSchG bekannt gegebenen Stelle (nachfolgend als Messinstitut
bezeichnet) geeignete Messplätze und -öffnungen einzurichten. Hierbei sind die Anforde-
rungen der DIN EN 15259 (Ausgabe Januar 2008) und der Richtlinie VDI 2066 Blatt 1 (Aus-
gabe November 2006) zu beachten.

1.4.1.2 Die Messplätze müssen ausreichend groß, über sichere Arbeitsbühnen leicht begehbar
und so beschaffen sein sowie so ausgewählt werden, dass eine für die Emissionen der
Anlage repräsentative und einwandfreie Emissionsmessung im unverdünnten Abgas
möglich ist.
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1.4.2 Messverfahren und Messeinrichtungen

Für Messungen zur Feststellung der Emissionen sind die dem Stand der Messtechnik ent-
sprechenden Messverfahren und geeigneten Messeinrichtungen zu verwenden.

Die Emissionsmessungen sollen unter Beachtung der in Anhang 6 der TA Luft vom 24. Juli
2002 (GMBl. S. 511) aufgeführten Richtlinien und Normen des VDI/DIN-Handbuches „Rein-
haltung der Luft“ beschriebenen Messverfahren durchgeführt werden.

Die Probenahme soll der DIN EN 15259 in der jeweils geltenden Fassung entsprechen.
Darüber hinaus sollen Messverfahren von Richtlinien zur Emissionsminderung im
VDI/DIN-Handbuch „Reinhaltung der Luft“ berücksichtigt werden.

1.4.3 Einzelmessungen (Abnahmemessungen und wiederkehrende Messungen)

1.4.3.1 Nach Erreichen des ungestörten Betriebes, jedoch frühestens nach dreimonatigem Be-
trieb und spätestens sechs Monate nach Inbetriebnahme der jeweiligen Generation ist
durch Messungen (Abnahmemessungen) einer nach § 29b Abs. 2 BImSchG bekannt ge-
gebenen Stelle (Messinstitut) feststellen zu lassen, ob im Abgas die in den Auflagen
IV.1.2.1 und IV.1.2.2 festgelegten Emissionsbegrenzungen für

 Gesamtstaub
 Organische Stoffe, angegeben als Gesamtkohlenstoff,
 Formaldehyd,
 Benzol
 Kohlenmonoxid,
 Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid, angegeben als Stickstoffdioxid (NO2),
 Fluor und seine gasförmigen Verbindungen, angegeben als Fluorwasserstoff,
 Cyanwasserstoff und
 Benzo[a]pyren

an den Emissionsquellen der Anlage nicht überschritten werden.

1.4.3.2a Die in Auflage IV.1.4.3.1 genannten Messungen sind für
 Gesamtstaub
 Organische Stoffe, angegeben als Gesamtkohlenstoff,
 Formaldehyd,
 Benzol
 Stickstoffmonoxid und Stickstoffdioxid, angegeben als Stickstoffdioxid (NO2) und
 Benzo[a]pyren

jeweils nach Ablauf von einem Jahr zu wiederholen.

Die Wiederholungsmessungen im 2. und 3. Jahr können auch in Form von Eigenmes-
sungen unter Mitwirkung des Immissionsschutzbeauftragten durchgeführt werden.
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Dabei ist sicherzustellen, dass die dem Immissionsschutzbeauftragten zur Verfügung
stehende Organisation hierfür die erforderliche Fachkunde, Zuverlässigkeit und geräte-
technische Ausstattung gemäß § 28 BImSchG besitzt.

1.4.3.2b Die in Auflage IV.1.4.3.1 genannten Messungen sind für
 Kohlenmonoxid,
 Cyanwasserstoff und
 Fluor und seine gasförmigen Verbindungen, angegeben als Fluorwasserstoff

jeweils nach Ablauf von drei Jahren zu wiederholen.

1.4.3.3 Bei der Vorbereitung und Durchführung der Einzelmessungen ist Folgendes zu berücksich-
tigen:

a) Die Termine der Einzelmessungen sind der zuständigen Überwachungsbehörde je-
weils spätestens acht Tage vor Messbeginn mitzuteilen.

b) Bei der Messplanung ist die DIN EN 15259 in der jeweils geltenden Fassung zu be-
achten.

c) Die Messungen zur Feststellung der Emissionen sind jeweils bei der höchsten für den
Dauerbetrieb zugelassenen Leistung der Anlage bzw. bei einem repräsentativen Be-
triebszustand mit maximaler Emissionssituation vorzunehmen.

d) Dem beauftragten Messinstitut sind die für die Erstellung des Messberichtes erfor-
derlichen Daten und Angaben zur Verfügung zu stellen.

1.4.3.4 Die Emissionsbegrenzungen für die nach der Auflage IV.1.4.3.1 erstmalig und nach der
Auflage IV.1.4.3.2 wiederkehrend zu messenden luftverunreinigenden Stoffe gelten je-
weils als eingehalten, wenn das Ergebnis jeder Einzelmessung zuzüglich der Messunsi-
cherheit die in den Auflage IV.1.2.1 und IV.1.2.2 festgelegten Massenkonzentrationen
nicht überschreitet.

Die Ergebnisse der Einzelmessungen sind jeweils als Halbstundenmittelwert zu ermitteln
und anzugeben.

1.4.3.5 Über das Ergebnis der Einzelmessungen ist von dem Messinstitut ein Messbericht zu er-
stellen, der – nach Erhalt – unverzüglich vom Betreiber der zuständigen Überwachungs-
behörde vorzulegen ist.

Der Messbericht muss Angaben über die Messplanung, das Ergebnis jeder Einzelmes-
sung, das verwendete Messverfahren und die Betriebsbedingungen, die für die Beurteilung
der Einzelwerte und der Messergebnisse von Bedeutung sind, enthalten. Hierzu gehören
auch Angaben über die Brennstoffe sowie über den Betriebszustand der Anlage und der
Einrichtungen zur Emissionsminderung.

Der Messbericht soll dem von der nach Landesrecht dafür zuständigen Behörde bekannt
gegebenen Mustermessbericht in der jeweils aktuellen Fassung entsprechen.
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1.4.4 In Abhängigkeit von den Ergebnissen der nach Auflage IV.1.4.3.1 durchzuführenden Ab-
nahmemessungen sind jeweils maximale und minimale Werte für die Temperatur in den
Brennkammern der RTOs und der TNVs festzulegen, bei denen die Einhaltung der Emissi-
onsgrenzwerte für organische Stoffe, Kohlenmonoxid und Stickstoffoxide gewährleistet
ist. Dieses Temperaturfenster darf außer beim An- und Abfahren der Anlage nicht verlas-
sen werden.

1.4.5 Die Brennkammertemperaturen in den RTOs und TNVs sind durch kontinuierlich registrie-
rende Messgeräte aufzuzeichnen.

1.4.6 Bei Störung der RTOs oder der TNVs und Unterschreitung der Mindesttemperatur ist ein
Alarm an eine ständig besetzte Leitwarte weiterzugeben.

1.4.7 Betriebsstörungen und Wartungsarbeiten an der Abgasreinigungsanlage sind durch Be-
triebsaufzeichnungen zu dokumentieren. Die Betriebsaufzeichnungen sind 3 Jahre aufzu-
bewahren und auf Verlangen der Genehmigungsbehörde vorzulegen.

1.4.8 Bei den Wiederholungsmessungen kann auf die Messungen von
 Gesamtstaub
 Formaldehyd
 Cyanwasserstoff
 Benzol
 Fluor und seine gasförmigen Verbindungen, angegeben als Fluorwasserstoff und
 Benzo[a]pyren

verzichtet werden, wenn bei der Abnahmemessung eine Emissionskonzentration von 10
vom Hundert des in den Auflagen IV.1.2 festgelegten jeweiligen Grenzwertes nicht über-
schritten wird.

1.5 Allgemein

1.5.1 Für den Betrieb und die Wartung der Abgasreinigungseinrichtungen (RTOs und TNVs) sind
interne Betriebsanweisungen unter Berücksichtigung der vom Lieferer bzw. Hersteller ge-
gebenen Bedienungsanleitungen zu erstellen. Sofern für die Wartungs- und Instandhal-
tungsarbeiten kein geeignetes Personal zur Verfügung steht, ist ggf. ein Wartungsvertrag
mit einer einschlägig tätigen Fachfirma abzuschließen.

1.5.2 Über die Durchführung von Wartungs-, Instandhaltungs- und Kontrollarbeiten an den Abgas-
reinigungseinrichtungen (RTOs und TNVs) sind Aufzeichnungen in Form eines Betriebsbu-
ches zu führen.

1.5.3 Das Betriebsbuch ist dem Landratsamt Augsburg auf Verlangen zur Einsichtnahme vorzu-
legen und mindestens über einen Zeitraum von drei Jahren nach der letzten Eintragung auf-
zubewahren.
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1.5.4 Über die Art und Menge der in der Anlage gehandhabten Stoffe sind Betriebsaufzeichnun-
gen zu führen.

Hinweis:

Ab einem Verbrauch an organischen Lösemitteln zum Beschichten von Textil-, Gewebe-,
Folien- oder Papieroberflächen von 5 t/a fällt die Anlage in den Anwendungsbereich der 31.
BImSchV.

1.5.5 Die Betriebsaufzeichnungen und das Betriebsbuch sind 5 Jahre ab der Erstellung am Be-
triebsort aufzubewahren und der Genehmigungsbehörde auf Verlangen vorzulegen.

2.  Lärmschutz

2.1 Hinsichtlich des Lärmschutzes sind die Bestimmungen der Technischen Anleitung zum
Schutz gegen Lärm (TA Lärm) vom 26.08.1998, zuletzt geändert durch die Verwaltungsvor-
schrift vom 1. Juni 2017, zu beachten. Insbesondere müssen Lärm erzeugende Anlagen-
teile entsprechend dem Stand der Lärmschutztechnik aufgestellt, gewartet und betrieben
werden. Darüber hinaus sind Körperschall abstrahlende Anlagen bzw. Aggregate durch
elastische Elemente von Luftschall abstrahlenden Gebäude- und Anlagenteilen zu entkop-
peln.

2.2 Die Beurteilungspegel der von allen Anlagen einschließlich des Fahrverkehrs von dem Ge-
samtwerk am Standort Meitingen (Fl.-Nrn. 599/2, 677, 680, 681, 812, 814, 815, 816, 817,
822, 823, 824, 825, 828, 829, 830, 831, 834, 835, 836, 837, 838, 841, 843, 844, 847, 848, 849,
855, 858, 677/10, 677/11, 677/13, 677/7, 677/9, 681/1, 787/2, 812/1, 812/2, 812/3, 813/2,
813/3, 813/4, 813/5, 814/1, 814/2, 814/3, 815/1, 815/2, 815/3, 816/2, 816/3, 816/4, 816/5,
816/6, 816/7, 816/8, 817/1, 817/2, 817/3, 818/10, 818/4, 818/7, 818/8, 818/9, 822/1, 825/2,
834/2, 836/2, 838/1, 838/2, 841/1 841/2, 842/2, 842/3, 842/4, 842/5, 843/1, 843/2, 843/3,
843/4, 844/1, 844/2, 844/3, 844/4, 845/2, 845/3, 845/4, 845/5, 845/6, 855/1, 855/2 (alle
Gemarkung Meitingen)) ausgehenden Geräusche dürfen an den relevanten Immissions-
punkten 1 bis 5 und 8 die folgenden Immissionswerte nicht überschreiten:

Immissionspunkte Immissionswerte [dB(A)]
tags nachts

1* 53 38

2 55 40

3 60 45

4 60 45

5 53 38

8 64 49
* Gemengelage bei Immissionspunkt 1 berücksichtigt
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Die Beurteilungspegel der von den GDL-Produktionslinien der Generationen 3A und 3B in
Gebäude 612 auf den Grundstücken Fl.-Nrn. 838, 841/1 und 842/2 der Gemarkung Meitin-
gen einschließlich des Fahrverkehrs ausgehenden Geräusche dürfen an den relevanten Im-
missionspunkten 1 bis 5 und 8 die folgenden Immissionswerte nicht überschreiten:

Immissionspunkte
Immissionswerte [dB(A)]
tags nachts

1 36 21

2 34 19

3 32 17

4 35 20

5 37 22

8 43 28

Die Lage der Immissionspunkte wird entsprechend den Schallimmissionsprognosen der
ACCON GmbH, Bericht Nr. ACB-0220-1634-i247/02/rev3 vom 18.05.2021 und Bericht Nr.
ACB-0420-1634-i248/02/rev3 vom 18.05.2021 festgesetzt.

Die Tagzeit beträgt 16 Stunden im Zeitraum von 06:00 Uhr bis 22:00 Uhr, die Nachtzeit be-
ginnt um 22:00 Uhr und endet um 06:00 Uhr. Maßgebend für die Beurteilung in diesem Zeit-
raum ist die lauteste Nachtstunde.

Mess- und Beurteilungsvorschrift ist die Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA
Lärm) in der aktuell gültigen Fassung.

2.3 Das geplante Vorhaben ist entsprechend den vorgelegten Planunterlagen sowie den Be-
triebsdaten, welche in den schalltechnischen Untersuchungen der ACCON GmbH, Bericht
Nr. ACB-0220-1634-i247/02/rev3 vom 18.05.2021 und Bericht Nr. ACB-0420-1634-
i248/02/rev3 vom 18.05.2021 dokumentiert sind, auszuführen und zu betreiben.

Variationen von den aufgeführten schalltechnischen Kenngrößen (vgl. auch Auflage IV.2.4)
sind zulässig, wenn diese zu keiner Überschreitung der zulässigen Immissionsbeiträge der
GDL-Produktionslinien der Generationen 3A und 3B auf den Grundstücken Fl.-Nrn. 838,
841/1 und 842/2 der Gemarkung Meitingen sowie der für das Gesamtwerk am Standort
Meitingen (vgl. Auflage IV.2.2) angegebenen Immissionswerte führen. Etwaige Abweichun-
gen bedürfen jedoch einer schalltechnischen Überprüfung.

2.4 Die in den folgenden Tabellen aufgeführten schalltechnischen Kenngrößen der einzelnen
Anlagenkomponenten der GDL-Anlage (GDL-Produktionslinien der Generationen 2, 3A und
3B) sind einzuhalten:
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2.4.1 GDL-Produktionslinie der Generation 2 in Gebäude 604:

2.4.1.1

Anlagenkomponente Gebäude 604 Schallleistungspegel [dB(A)]

Kamin TNV (EQ 8999) 63
RTO 2 89
Kamin RTO 2 (EQ 8998) 79
Zuluftanlage 81

Bauteil Gebäude 604 Bewertetes Schalldämm-Maß [dB]

Dach 38
Fassade 55
Tor 15
Fenster 38
Lichtbänder 38

2.4.1.2 Das westliche Tor des Gebäudes 604 ist während der Nachtzeit geschlossen zu halten
und darf nur zum kurzeitigen Transport von Waren geöffnet werden.

2.4.2 GDL-Produktionslinien der Generationen 3A und 3B in Gebäude 612:

2.4.2.1

Anlagenkomponente Gebäude 612 Schallleistungspegel [dB(A)]

Kamin TNV 3a (EQ 61202) 63
Kamin TNV 3b (EQ 61204) 63
RTO 3a 84
Kamin RTO 3a (EQ 61201) 78
RTO 3b 84
Kamin RTO 3b (EQ 61203) 78
Lüftungsanlagen:
Ansaugöffnung Frischluft 3a (EQ 61207)
Ansaugöffnung Frischluft 3b (EQ 61208)
Auslass Fortluft 3a (EQ 61209)
Auslass Fortluft 3b (EQ 61210)

85
(Summe aller Emittenten)

Lüftungsanlage Kamin 3a (EQ 61205) 78
Lüftungsanlage Kamin 3b (EQ 61206) 78
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Bauteil Gebäude 612 Bewertetes Schalldämm-Maß [dB]

Dach 30
Fassade Nord 42
Fassade West, Süd, Ost 26
Tore 19
Türen 17
Fenster 29
Lichtbänder 21

Gebäude Mittlerer Halleninnenpegel [dB]

Gebäude 612 78

2.4.2.2 Die Tore an der West- und Ostfassade des Gebäudes 612 sind geschlossen zu halten und
dürfen lediglich zum Warentransport kurzzeitig geöffnet werden.

Hinweis:

Die Nutzung als Schleusensystem sieht vor, dass bei Warenverkehr stets ein Tor der je-
weiligen Schleuse geschlossen ist. Fenster und Türen sind zur Nachtzeit geschlossen zu
halten.

2.5 Spätestens 6 Monate nach Inbetriebnahme der GDL-Produktionslinie der Generation 2 in
Gebäude 604 und der GDL-Produktionslinien der Generationen 3A und 3B im Gebäude 612
und in der Folge alle 3 Jahre ist von einer nach § 29b BImSchG amtlich bekanntgegebenen
Messstelle nachzuweisen, dass die unter Auflage IV.2.2 genannten Anforderungen zum
Lärmschutz bei laufendem Betrieb eingehalten werden. Das Ergebnis der Überprüfung ist
der Genehmigungsbehörde unverzüglich vorzulegen; die Daten sind in das betriebliche Lär-
minformationssystem zu übernehmen.

Hinweis:

Die erstmaligen Überprüfungen können in Abstimmung mit dem Landratsamt Augsburg im
Rahmen der nächsten anstehenden Lärmmessung für das Gesamtwerk im 4. Quartal 2022
durchgeführt werden. Hierbei ist jedoch vorab durch Emissionsmessungen und Immissi-
onsberechnungen von SGL zu belegen, dass die Anforderungen nach Auflage IV.2.3 und
IV.2.4 erfüllt sind.

2.6 Im Falle von begründeten Lärmbeschwerden aus der umliegenden Nachbarschaft ist der
zuständigen Genehmigungsbehörde die Einsichtnahme in das aktuelle betriebliche Lärmin-
formationssystem (BLIS) zu gewähren.
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3. Abfallrecht

3.1 In der Anlage anfallende Abfälle:

Nach den Vorgaben der Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV) sind die verfahrensbedingt an-
fallenden Abfälle wie folgt einzustufen:

Interne Abfallbezeichnung AVV-Nr. Bezeichnung nach AVV Erwartete
Menge [t/a]

Phenolharzhaltige Waschlösung 08 04 15*

wässrige flüssige Abfälle, die Kleb-
stoffe oder Dichtmassen mit orga-
nischen Lösemitteln oder anderen
gefährlichen Stoffen enthalten

32

Carbonfaser-Abfälle 12 01 99 Abfälle a. n. g. 75
Pastenreste pastös-flüssig / Se-
diment von Reinigungswasser
(Ruß, PTFE)

07 02 01* wässrige Waschflüssigkeiten und
Mutterlaugen 90

Graphitschlamm mit Phenolharz
/ Sediment von Reinigungswas-
ser

08 03 14* Druckfarbenschlämme, die gefährli-
che Stoffe enthalten 100

Gewerbeabfall zur Verwertung 20 03 01 gemischte Siedlungsabfälle 120
Altholz 15 01 03 Verpackungen aus Holz 60

Altpapier / Kartonagen 15 01 01 Verpackungen aus Papier und
Pappe 250

Metall- / Elektroschrott 17 04 05 Eisen und Stahl 10

* gefährlicher Abfall, für den gemäß Nachweisverordnung Entsorgungsnachweise zu stellen sind

3.2 Allgemeine Anforderungen

a) Abfälle sind vorrangig zu vermeiden. Nicht zu vermeidende Abfälle sind, soweit tech-
nisch möglich und wirtschaftlich zumutbar, einer Verwertung zuzuführen.

b) Nicht zu vermeidende und nicht zu verwertende Abfälle sind ohne Beeinträchtigung des
Wohls der Allgemeinheit zu beseitigen.

c) Bei der Verwertung und Beseitigung von Abfällen sind die abfallrechtlichen Bestimmun-
gen des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG), des Bayerischen Abfallwirtschaftsgeset-
zes (BayAbfG), der Nachweisverordnung (NachwV), der Gewerbeabfallverordnung (Ge-
wAbfV), der Verpackungsverordnung (VerpackV) und der Altölverordnung (AltölV), in der
jeweils geltenden Fassung, zu beachten.

d) Bei der Klärung des Entsorgungsweges ist jeder einzelne Abfall für sich, das heißt ge-
trennt nach Anfallort, zu betrachten. Dies gilt auch dann, wenn Abfälle, die an unter-
schiedlichen Stellen der Anlage anfallen, denselben Abfallschlüssel aufweisen.
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e) Die anfallenden Abfälle sind in geeigneten Behältern nach Arten getrennt zu sammeln
(„Vermischungsverbot“) und so zum Transport bereitzustellen, dass sie unbefugten Per-
sonen ohne Gewaltanwendung nicht zugänglich sind und Beeinträchtigungen der Um-
welt (z. B. Geruchsbelästigung, Wassergefährdung etc.) nicht eintreten können.

f) Weitergehende Anforderungen, die sich aus dem Vollzug des Kreislaufwirtschaftsgeset-
zes (KrWG) ergeben können, bleiben unberührt.

3.3 Abfallbeauftragter

a) Die SGL CARBON GmbH hat für ihre Anlage zur Herstellung von Gasdiffusionsschichten
einen betriebsangehörigen Abfallbeauftragten gemäß § 2 Nr. 1 Buchstabe a Doppel-
buchstabe aa der Abfallbeauftragtenverordnung (AbfBeauftrV) zu bestellen.
Der Abfallbeauftragte ist dem Landratsamt Augsburg zu benennen.

b) Der Abfallbeauftragte hat mindestens alle zwei Jahre an einem anerkannten Lehrgang
für Abfallbeauftragte teilzunehmen, um über den für seine Tätigkeit notwendigen aktuel-
len Wissenstand zu verfügen. Der Nachweis hierüber ist dem Landratsamt Augsburg,
Fachbereich Immissionsschutz, Abfall- und Bodenschutzrecht, unaufgefordert vorzule-
gen (§ 9 Abs. 2 AbfBeauftrV).

4. Baurecht

4.1 RTO2 neben Gebäude 604

4.1.1 Mit den Bauarbeiten darf erst begonnen werden, wenn dem Landratsamt Augsburg die Ein-
haltung der genehmigten Situierung, Größe und Höhenlage der baulichen Anlage durch Ein-
messbestätigung eines Sachverständigen nachgewiesen worden ist.

Dafür ist das dem Bescheid beigefügte Formblatt „Einmessbestätigung“ zu verwenden.

Die Hinweise zur erforderlichen Qualifikation des Erstellers der Einmessbestätigung im
Formblatt sind zu beachten.

4.1.2 Alle statisch beanspruchten Bauteile sind nach Standsicherheitsnachweis herzustellen.

4.2 Der Brandschutznachweis der M.A. (Uni Brighton) M.Eng. Martina Schwarz vom 20.07.2020
ist Bestandteil des Bescheides. Die darin enthaltenen Forderungen und Bedingungen wer-
den, sofern nachfolgend nichts Abweichendes festgelegt wird, zu Auflagen und sind bei der
Bauausführung und dem Betrieb der Anlage einzuhalten.
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4.3 Hinweis:

Beachten Sie bitte Ihre Anzeige- und Antragspflichten, das sind insbesondere:

Die Baubeginns- und Bauerlaubnisanzeige mit Angabe des Unternehmers und Unterschrift
des Bauherrn (Eingang beim Landratsamt mindestens 1 Woche vor Baubeginn). Wechselt
der Bauherr, so haben der alte und der neue Bauherr das dem Landratsamt unverzüglich
mitzuteilen.

Die Anzeige der beabsichtigten Aufnahme der Nutzung mindestens zwei Wochen vor Ab-
schluss der Bauarbeiten.

5. Brandschutz

5.1 Die Feuerwehrpläne sind zeitnah hinsichtlich der neu beantragten Lagercontainer für Ab-
fälle zu überarbeiten.
Eine Fassung im PDF-Format ist dem Landratsamt Augsburg, Fachbereich 30, Kreisbrand-
rat, zur Verfügung zu stellen.

5.2 Die Brandmeldeanlage ist auf die Integrierte Leitstelle Augsburg aufzuschalten.

5.3 Hinweis:

Örtlich zuständige Feuerwehr für das Firmengelände der SGL CARBON in Meitingen ist der-
zeit die anerkannte Werkfeuerwehr der SGL.

6. Umgang mit wassergefährdenden Stoffen

6.1 Es dürfen für den jeweiligen Verwendungszweck nur nachweislich geeignete Anlagen und
Anlagenteile mit Verwendbarkeitsnachweis, einer Bauartgenehmigung oder einer allgemei-
nen bauaufsichtlichen Zulassung zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen im Sinne
des § 62 WHG verwendet werden.

6.2 Ausgetretene wassergefährdende Stoffe sind umgehend aufzunehmen und ordnungsge-
mäß zu entsorgen.
Geeignete Bindemittel zum Aufnehmen ausgetretener wassergefährdender Flüssigkeiten
sind in ausreichender Menge vorzuhalten.

6.3 Hinweis:

Die Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind entsprechend § 20 AwSV
so zu planen, errichten und zu betrieben, dass die bei Brandereignissen austretenden was-
sergefährdenden Stoffe, Lösch-, Berieselungs- und Kühlwasser sowie die entstehenden Ver-
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brennungsprodukte mit wassergefährdenden Eigenschaften nach den allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik zurückgehalten werden. Dies gilt nicht für Anlagen, bei denen eine
Brandentstehung nicht zu erwarten ist.

6.4 Für die beantragten Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist das Merk-
blatt zu Betriebs- und Verhaltensvorschriften nach Anlage 4 AwSV an gut sichtbarer Stelle
in der Nähe der Anlage dauerhaft anzubringen. Auf das Anbringen kann verzichtet werden,
wenn die dort vorgegebenen Informationen auf andere Weise gut sichtbar dokumentiert
sind.

6.5 Hinweis:

Für Bau, Betrieb und Überwachung der Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden
Stoffen gelten die Anforderungen der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen (Anlagenverordnung - AwSV). Andere Vorschriften, insbesondere des
Bau-, Immissionsschutz- und Gewerberechts bleiben hiervon unberührt.

7. Wasserrecht

Die bestehenden und vom Vorhaben betroffenen wasserrechtlichen Gestattungen sind ein-
zuhalten; insbesondere darf keine Einleitung von verunreinigtem Kühlwasser in den Lech-
kanal erfolgen.

8. Wasserwirtschaft

8.1 Der Aushub der Auffüllungen im Bereich der geplanten Rigole zur Niederschlagswasser-
versickerung des Gebäudes 612 ist durch Sohl- und Wandbeprobungen nachzuweisen.

8.2 Fluororganische Verbindungen dürfen nicht in die kommunale Kläranlage eingeleitet wer-
den. Die fluorhaltigen Abwässer aus der Säuberung der Anlagen sind zwischenzuspeichern
und wiederzuverwenden. Alternativ besteht auch die Möglichkeit, die Abwässer vor der Ein-
leitung entsprechend besser zu reinigen.

Zur Beurteilung der Abwässer und der Notwendigkeit zusätzlicher Abwassermaßnahmen
sind noch Angaben zu konkreten Abwasserinhaltsstoffen und deren Konzentrationen nach-
zureichen. Dazu sind drei Monate nach Inbetriebnahme der Anlagen Abwasserproben zu
untersuchen und die Ergebnisse und deren Bewertung den zuständigen Behörden vorzule-
gen und das weitere Vorgehen mit diesen abzustimmen.

8.3 Hinweis:

Auf die teilweise geringen Grundwasserflurabstände wird hingewiesen.
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9. Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik

9.1 Für die GDL-Fertigung in den Gebäuden 604 und 612 sind aktuelle Flucht- und Rettungs-
pläne gemäß Arbeitsstättenregel ASR A2.3 aufzustellen und den betroffenen Beschäftigten
in geeigneter Weise bekannt zu machen.

9.2 Bei der Errichtung der neuen Anlagen sind bauliche oder technische Maßnahmen nach dem
aktuellen Stand der Lärmminderung zu treffen, um die Lärmexpositionspegel an den Ar-
beitsplätzen so niedrig zu halten, wie es nach der Art des Betriebes möglich ist, z. B. durch
Beschaffung lärmarmer Aggregate, Kapselung oder Dämmung lärmintensiver Anlagenteile
oder räumliche Trennung von lärmintensiven und lärmarmen Arbeitsbereichen. Die Wirk-
samkeit der getroffenen Maßnahmen ist spätestens innerhalb von drei Monaten nach Errei-
chen des bestimmungsgemäßen Betriebszustandes durch geeignete Ermittlung der orts-
bezogenen Lärmexpositionspegel an den Arbeitsplätzen nach der TRLV Lärm – Teil 1: Be-
urteilung der Gefährdung durch Lärm - nachzuweisen.

9.3 Durch geeignete lüftungstechnische Maßnahmen nach dem Stand der Technik ist sicher-
zustellen, dass die Konzentrationen gesundheitsschädlicher Gase, Dämpfe, Nebel oder
Stäube in der Atemluft der Beschäftigten so gering wie möglich sind und die Arbeitsplatz-
grenzwerte nach den Technischen Regeln für Gefahrstoffe TRGS 900 eingehalten werden.
Die Wirksamkeit der getroffenen Schutzmaßnahmen zur Minimierung der inhalativen Expo-
sition der Beschäftigten gegenüber Gefahrstoffen ist spätestens innerhalb von drei Mona-
ten nach Erreichen des bestimmungsgemäßen Betriebszustandes durch die Befunde von
Arbeitsbereichsanalysen gemäß Technischen Regeln für Gefahrstoffe TRGS 402 nachzu-
weisen.

9.4 Im Gefahrenfall (z. B. Brand, Austritt von Pyrolysegasen, Ausfall der lüftungstechnischen
Anlagen) sind die Beschäftigten vor Ort über selbsttätig wirkende ortsfeste Einrichtungen
oder mobile Geräte mit Alarmierungsfunktion frühzeitig zu warnen.

9.5 Hinweise:

9.5.1 Für die Reinigungsarbeiten an der GDL-Anlage unter Verwendung von Lösemitteln ist im
Rahmen einer Gefährdungsbeurteilung zu ermitteln, welche Maßnahmen zum Schutz der
Beschäftigten vor Exposition gegenüber Gefahrstoffen und vor Brand- und Explosionsge-
fahren erforderlich sind.

9.5.2 Für die Büro-, Sanitär- und Pausenräume, die in Containern eingerichtet werden sollen, ist
eine Gefährdungsbeurteilung nach § 3 Arbeitsstättenverordnung durchzuführen und zu do-
kumentieren. Für eine dauerhafte Einrichtung dieser Räume muss die Beurteilung nachvoll-
ziehbar ergeben haben, dass die Anforderungen des Arbeitsstättenrechts, insbesondere
auch hinsichtlich eines gesundheitlich zuträglichen Raumklimas, aufgrund der baulich-tech-
nischen Ausführung der Container eingehalten werden können. Auf die einschlägigen Ar-
beitsstättenregeln und DGUV-Information 215-510 „Beurteilung des Raumklimas“ wird ver-
wiesen.
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9.5.3 Den Beschäftigten in Gebäude 604 ist im Bedarfsfall ein geeigneter Umkleidebereich vor
Ort zur Verfügung zu stellen. Die beschriebene Möglichkeit zur Mitnutzung des Aufenthalts-
raums 032 (östlich von Geb. 604) als Umkleidebereich muss im Rahmen der Gefährdungs-
beurteilung nach § 3 Arbeitsstättenverordnung beurteilt worden sein.

9.5.4 Bei Errichtung und Betrieb technischer Röntgeneinrichtungen sind die Anforderungen nach
Strahlenschutzgesetz einzuhalten, z. B. Anzeige- bzw. Genehmigungsvorbehalt, Fachkunde,
Strahlenschutzbeauftragte. Zuständig für den Vollzug des Strahlenschutzrechts bei
Röntgeneinrichtungen ist das Gewerbeaufsichtsamt bei der Regierung von Schwaben.

V.

Hinweise

1. Der beigefügte Vordruck „Mitteilung über die Inbetriebnahme von Anlagen/-teilen“ ist recht-
zeitig vor Inbetriebnahme der von der Genehmigung umfassten Anlagen/-teile dem Land-
ratsamt ausgefüllt zu übersenden.

2. Die Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs der Anlage ist, sofern eine
Genehmigung nicht beantragt wird, der zuständigen Behörde mindestens einen Monat, be-
vor mit der Änderung begonnen werden soll, schriftlich anzuzeigen, wenn sich die Änderung
auf in § 1 BImSchG genannte Schutzgüter auswirken kann.

3. Der Graphitierungsofen-1 (HANNIBAL) im Gebäude 604 wird als Redundanz vorgehalten
und soll nur bei Ausfall einer ähnlichen Anlage oder für Versuchszwecke kurzzeitig in Be-
trieb genommen werden. Sofern Versuchszwecke vorgesehen sind, die von den beantrag-
ten und begutachteten Betriebsbedingungen bzw. Einsatzstoffen abweichen, wird darauf
hingewiesen, dass in diesem Falle eine Anzeige nach § 15 BImSchG erforderlich ist.

VI.

Erlöschen der Genehmigung

Die Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Unanfechtbarkeit dieses
Bescheides mit der Errichtung der Anlage bzw. Anlagenteile und/oder dem Betrieb begonnen wor-
den ist.
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VII.

Kosten

1. Die Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tragen.

1.1 Die Gebühr für diesen Bescheid wird auf 90.255,00 Euro
festgesetzt.

1.2 Die Auslagen betragen (bisher) 2.513,38 Euro.

Davon entfallen auf
 die öffentlichen Bekanntmachungen 1.856,22 Euro
 die Stellungnahme des Gewerbeaufsichtsamtes 609,00 Euro
 die angefallenen Schreibauslagen 45,40 Euro
 die Zustellung 2,76 Euro.

2. Die vorstehend genannten Kosten in Höhe von 92.768,38 Euro werden mit dem mit Kosten-
rechnung FAD 184838 vom 12.11.2020 erhobenen Kostenvorschuss in Höhe von 50.000,00
Euro verrechnet.

Der Differenzbetrag in Höhe von 42.768,38 Euro wird mit beiliegender Kostenrechnung in
Rechnung gestellt.

3. Die Nachforderung von Auslagen, insbesondere von solchen, die erst nach Erlass dieses
Bescheides gegenüber der Genehmigungsbehörde abgerechnet werden, bleibt vorbehalten.
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Gründe:

I.

1. Die SGL CARBON GmbH, Werner-von-Siemens-Straße 18, 86405 Meitingen, beantragte mit
Schreiben vom 03.11.2020, eingegangen beim Landratsamt Augsburg am 09.11.2020, die
immissionsschutzrechtliche Neugenehmigung gemäß § 4 BImSchG für die Errichtung und
den Betrieb einer neuen Produktionslinie zur Herstellung von Gasdiffusionsschichten (GDL-
Anlage) in Gebäude 604 (Generation 2) sowie für die Errichtung und den Betrieb zweier
neuer Produktionslinien in Gebäude 612 (Generationen 3A und 3B) am Standort der SGL
CARBON GmbH in Meitingen.

Gleichzeitig wurde zudem die Zulassung des vorzeitigen Beginns gemäß § 8a BImSchG
beantragt, um mit der Installation der notwendigen Produktionsanlagen inklusive TNV und
RTO für die Generation 2 im Geb. 604 und für die Generation 3A im Geb. 612 baldmöglichst
beginnen und eine Prüfung der Anlagen auf Betriebstüchtigkeit vornehmen zu können.

2. Aufgrund der stark gestiegenen Nachfrage nach Gasdiffusionsschichten (Gas-Diffusion-
Layer [GDL]) für Polymerelektrolytbrennstoffzellen plant die SGL CARBON GmbH eine An-
lage zur Fertigung von GDL am Standort Meitingen zu errichten.

Dazu soll im bestehenden Gebäude 604 eine neue Produktionslinie (Generation 2) aufge-
baut werden. Zusätzlich sind in einer bislang ungenutzten Halle (Gebäude 612) zwei weitere
Produktionslinien (Generationen 3A und 3B) vorgesehen. Für jede der drei Produktionslinien
werden verschiedene Maschinen, Anlagen, eine thermische Nachverbrennung (TNV) und
eine regenerative thermische Oxidation (RTO) aufgestellt.

Der Graphitierungsofen-1 (HANNIBAL) im Gebäude 604 wird als Redundanz vorgehalten
und soll nur bei Ausfall einer ähnlichen Anlage oder für Versuchszwecke kurzzeitig in Be-
trieb genommen werden. Sollte ein Graphitierungsofen der Generationen 2, 3A oder 3B eine
längerfristige Störung aufweisen, so soll der Ofen HANNIBAL mit der zugehörigen TNV 4
hochgefahren werden können.

Die Gesamtkapazität an GDL-Bahnen soll nach Inbetriebnahme aller Produktionslinien bei
insgesamt 10.000.000 m²/a liegen. Davon sollen 1,8 Mio. m²/a GDL auf der Produktionslinie
der Generation 2 und jeweils 4,2 Mio. m²/a GDL auf den Produktionslinien der Generationen
3A und 3B gefertigt werden.
Die Produktionsanlagen sollen im 24-Stundenbetrieb an 6 Werktagen pro Woche betrieben
werden, insgesamt ca. 300 Tage pro Jahr. Sonn- und Feiertagsarbeit ist nicht vorgesehen.

Alle Teilprozesse der GDL-Herstellung werden im Rolle-zu-Rolle-Verfahren durchgeführt.
Das Herstellungsverfahren gliedert sich in folgende Verfahrensschritte, die bei den drei Pro-
duktionslinien weitestgehend identisch sind:

1) Stoffaufbereitung (Anmischen der Dispersion bzw. Suspension)

2) Imprägnieren / Trocknen von Rohpapier mit Harzsuspension
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3) Graphitieren

4) Tauchen in Dispersion / Trocknen

5) Beschichten / Trocknen

6) Sintern

7) Endkontrolle

Der Harzverbrauch beläuft sich hierbei bei der Generation 2 auf 4,1 Kilogramm je Stunde
und bei den Generationen 3A bzw. 3B auf jeweils 9,9 Kilogramm je Stunde.

3. Die Antragsunterlagen wurden im Laufe des Genehmigungsverfahrens, wie bereits unter
„II. Antragsunterlagen“ beschrieben, mehrmals überarbeitet, ausgetauscht und ergänzt. Die
letzten Ergänzungen wurden dem Landratsamt Augsburg mit E-Mail vom 16.09.2021 vor-
gelegt.

Zum Antrag im Einzelnen wird auf die Antragsunterlagen verwiesen.

4. Die Antragsunterlagen wurden an folgende Fachbehörden bzw. fachlich zuständigen Stel-
len zur Stellungnahme weitergeleitet:

 Fachbereich Technischer Umweltschutz beim Landratsamt Augsburg
 Fachbereich Abfall- & Bodenschutzrecht beim Landratsamt Augsburg
 Fachbereich Bauleitplanung, Bauordnung beim Landratsamt Augsburg
 Brand- und Katastrophenschutz beim Landratsamt Augsburg
 Fachbereich Wasserrecht mit Fachkundiger Stelle für Wasserwirtschaft beim Land-

ratsamt Augsburg
 Gewerbeaufsichtsamt bei der Regierung von Schwaben
 Wasserwirtschaftsamt Donauwörth
 Markt Meitingen

Die beteiligten Träger öffentlicher Belange haben sich zu dem Antrag der SGL CARBON
GmbH zustimmend, teilweise unter Benennung von Auflagen, geäußert. Diese Auflagen
sind Bestandteil dieses Bescheides.

Der Markt Meitingen teilte mit E-Mail vom 16.02.2021 mit, dass das gemeindliche Einver-
nehmen zum Vorhaben erteilt wird.

5. Mit Bescheid vom 06.04.2021 wurde der SGL CARBON GmbH die vorläufige Zulassung
nach § 8a BImSchG erteilt, vor Erteilung der endgültigen Genehmigung mit folgenden Maß-
nahmen zu beginnen:

a) Installation der notwendigen Produktionsanlagen inklusive TNV und RTO für die Genera-
tion 2 im Geb. 604 und für die Generation 3A im Geb. 612

b) Prüfung der Produktionsanlagen auf Betriebstüchtigkeit
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Eine Inbetriebnahme der verfahrensgegenständlichen Anlagenteile war damit nicht verbun-
den.

6. Das Verfahren war mit Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen.

Die öffentliche Bekanntmachung des Vorhabens erfolgte im Amtsblatt Nr. 21 des Landkrei-
ses Augsburg und in der Augsburger Allgemeinen, Ausgaben „Gersthofer Zeitung / Meitin-
ger Nachrichten“ sowie „Neusäßer Zeitung / Stadtberger Zeitung“, jeweils am 26.05.2021.

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen Antragsunterlagen lagen daraufhin in
der Zeit vom 07.06.2021 bis einschließlich 06.07.2021 während der Dienststunden beim
Landratsamt Augsburg sowie beim Markt Meitingen zur öffentlichen Einsichtnahme aus.
Daneben wurde der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen Antragsunterlagen
auch elektronisch über die Internetseite des Landkreises Augsburg im vorgenannten Zeit-
raum zur Einsichtnahme bereitgestellt.

Bis zum Ablauf der Einwendungsfrist am 06.08.2021 wurden aus der Öffentlichkeit keine
Einwände erhoben. Ein Erörterungstermin fand daher nicht statt.

7.  Die SGL CARBON GmbH wurde mit E-Mail vom 01.09.2021 zum ersten Entwurf des Geneh-
migungsbescheids nach § 4 BImSchG angehört. Mit E-Mail vom 15.09.2021 teilte die SGL
CARBON GmbH insgesamt vier Änderungswünsche zum Entwurf mit. Diese konnten nach
Rücksprache mit den betreffenden Fachstellen im Bescheid entsprechend berücksichtigt
werden.

II.

1. Das Landratsamt Augsburg ist zum Erlass dieses Bescheides sachlich und örtlich zustän-
dig (Art. 1 Abs. 1 Nr. 3 des Bayerischen Immissionsschutzgesetzes - BayImSchG - und Art. 3
Abs. 1 Nr. 2 des Bayerischen Verwaltungsverfahrensgesetzes - BayVwVfG - jeweils in der
derzeit gültigen Fassung).

2. Die beantragte Errichtung und der Betrieb einer neuen Produktionslinie zur Herstellung von
Gasdiffusionsschichten in Geb. 604 (Generation 2) sowie die Errichtung und der Betrieb
zweier neuer Produktionslinien in Geb. 612 (Generationen 3A und 3B) bedarf einer Geneh-
migung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetztes (BImSchG) in Verbindung mit § 1
der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV)
jeweils in der derzeit gültigen Fassung.

Bei der Anlage zur Herstellung von Gasdiffusionsschichten handelt es sich um eine immis-
sionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftige Anlage, die nach Nr. 5.2.2 gekennzeichnet
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mit „V“ in Verbindung mit Nr. 4.7 gekennzeichnet mit „G“ und „E“ des Anhangs 1 zur 4. BIm-
SchV einzustufen ist. Da das Imprägnieren und Beschichten der Carbonfaser-Warenbahnen
dabei im Vordergrund steht, stellt dies den Hauptzweck der Anlage dar (Nr. 5.2.2 des An-
hangs 1 zur 4. BImSchV). Lediglich der während des Produktionsprozesses anfallende Ver-
fahrensschritt der Graphitierung (Hochtemperatur-Carbonisierung) ist der Nr. 4.7 des An-
hangs 1 zur 4. BImSchV zuzuordnen.

Für das Vorhaben war daher gemäß § 10 BImSchG i. V. m. § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b der
4. BImSchV ein Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen. Während der Aus-
legungs- und Einwendungsfrist wurden aus der Öffentlichkeit keine Einwände erhoben.

3. Gemäß § 4 in Verbindung mit §§ 6 und 5 BImSchG ist eine immissionsschutzrechtliche
Genehmigung zu erteilen, wenn sichergestellt ist, dass zur Gewährleistung eines hohen
Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt

a) schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und er-
hebliche Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nachbarschaft nicht hervorgeru-
fen werden können,

b) Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, erhebliche
Nachteile und erhebliche Belästigungen getroffen wird, insbesondere durch die dem
Stand der Technik entsprechenden Maßnahmen,

c) Abfälle vermieden, nicht zu vermeidende Abfälle verwertet und nicht zu verwertende
Abfälle ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit ( LAI-Muster-VwV) be-
seitigt werden; Abfälle sind nicht zu vermeiden, soweit die Vermeidung technisch nicht
möglich oder nicht zumutbar ist; die Vermeidung ist unzulässig, soweit sie zu nachtei-
ligeren Umweltauswirkungen führt als die Verwertung; die Verwertung und Beseitigung
von Abfällen erfolgt nach den Vorschriften des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG)
und den sonstigen für die Abfälle geltenden Vorschriften;

d) Energie sparsam und effizient verwendet wird,

e) andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errich-
tung und dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen.

Da alle zur Beurteilung des Antrages wesentlichen Umstände ermittelt wurden, kann über
den Antrag entschieden werden.

Die Genehmigungsvoraussetzungen für das Vorhaben liegen - bei Einhaltung der von den
einzelnen Fachstellen vorgeschlagenen und gemäß § 12 BImSchG festgesetzten Auflagen
- vor.

Die Genehmigung ist daher zu erteilen.
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4. Ausgangszustandsbericht

Aufgrund der Zuordnung der Anlage zur Herstellung von Gasdiffusionsschichten (GDL-An-
lage) der SGL CARBON GmbH zur Nr. 4.7 gekennzeichnet mit „G“ und „E“ des Anhangs 1
zur 4. BImSchV handelt es sich gemäß § 3 der 4. BImSchV bei dieser Anlage um eine Anlage
nach der Industrieemissions-Richtlinie.

Gemäß § 10 Abs. 1a BImSchG hat der Antragsteller, der beabsichtigt, eine Anlage nach der
Industrieemissions-Richtlinie zu betreiben, in der relevante gefährliche Stoffe verwendet,
erzeugt oder freigesetzt werden, zusammen mit den Antragsunterlagen einen Bericht über
den Ausgangszustand vorzulegen, wenn und soweit eine Verschmutzung des Bodens oder
des Grundwassers auf dem Anlagengrundstück durch die relevanten gefährlichen Stoffe
möglich ist.

Die Antragsunterlagen der SGL CARBON GmbH enthalten eine Vorprüfung zum Ausgangs-
zustandsbericht für Boden und Grundwasser der HPC AG, Harburg, vom 28.10.2020, in der
Revision vom 22.04.2021. Darin wird geprüft, ob in der Anlage relevante gefährliche Stoffe
verwendet, erzeugt oder freigesetzt werden und ob eine Verschmutzung des Bodens oder
des Grundwassers auf dem Anlagengrundstück durch diese möglich ist.

- In Stufe 1 der Prüfung wurde ermittelt, dass in der Anlage insgesamt 30 Stoffe verwen-
det, erzeugt oder freigesetzt werden, von denen 16 Stoffe als gefährlich im Sinne der
CLP-Verordnung einzustufen sind.

- Von den 16 gefährlichen Stoffen entfallen 11 dadurch, dass sie als stofflich nicht rele-
vant eingestuft werden (Stufe 2 – stoffliche Relevanz), da sie entweder im gasförmigen
Zustand vorliegen oder keine wassergefährdenden Eigenschaften aufweisen.

- Im Zuge der Prüfung der Mengenrelevanz konnte keiner der verbleibenden fünf Stoffe
ausgeschlossen werden.

- Schließlich wird in Stufe 3 der Prüfung festgestellt, dass für die restlichen fünf Stoffe
zwar grundsätzlich die Möglichkeit eine Verschmutzung der Kompartimente Boden
und Grundwasser im Zuge des Anlagenbetriebs besteht. Aufgrund der vorgesehenen
Schutzmaßnahmen (Durchsatz und Lagerung auf AwSV-Flächen und Installation einer
Auffangwanne unter betreffenden Anlagenbereichen) sowie der Abnahme und der wie-
derkehrenden Prüfung dieser Einrichtungen durch einen Sachverständigen nach AwSV
ist allerdings eine Freisetzung von gefährlichen Stoffen durch den Betrieb der GDL-An-
lage auszuschließen.

Aufgrund der in den Stufen 1 bis 3 erhobenen und ausgewerteten Daten und Informationen
wird abschließend fachgutachterlich festgestellt, dass die Möglichkeit eines Eintrags rele-
vanter gefährlicher Stoffe in den Boden oder das Grundwasser während der gesamten Be-
triebszeit auszuschließen ist. Die Anfertigung eines vollumfänglichen AZB sei daher nicht
erforderlich.

Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens war deshalb zu prüfen, ob nach § 10 Abs. 1a
Satz 2 BImSchG auf die Erstellung eines Ausgangszustandsberichts für Boden und Grund-
wasser verzichtet werden kann.
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Die am Verfahren beteiligten Fachbehörden kommen nach Prüfung des Berichts zu dem
Ergebnis, dass die Ausführungen des Sachverständigen plausibel sind. Für die Anlage zur
Herstellung von Gasdiffusionsschichten (GDL-Anlage) als eine Anlage nach der Industrie-
emissions-Richtlinie ist somit kein Ausgangszustandsbericht vorzulegen.

5. Der Technische Umweltschutz nimmt wie folgt Stellung:

5.1 Störfall-Verordnung (12. BImSchV)

Aus den vorliegenden Sicherheitsdatenblättern, ist zu entnehmen, dass es sich ausschließ-
lich beim verwendeten Einsatzstoff Isopropanol um einen störfallrelevanten Stoff handelt.
Die übrigen Einsatzstoffe sind gemäß den beigefügten Sicherheitsdatenblättern nicht nach
der Störfallverordnung (12. BImSchV) einzustufen.

Gemäß den Ausführungen unter Abschnitt 7.1 Art und Menge der Stoffe nach den Anhängen
der Störfallverordnung des Anschreibens der Firma vom 03.11.2020 (Revision 06 vom
11.05.2021) wird Isopropanol bei der GDL-Produktionsanlage der Generation 2 mit einer
maximalen Menge von 1 t und bei den GDL-Produktionsanlagen der Generationen 3A und
3B mit einer maximalen Menge von 2 t (also insgesamt 3 t) gelagert. Die Menge von 3 t
entspricht lediglich 0,06 % der für diese Gefahrenkategorie relevanten Mengeschwelle nach
der 12. BImSchV, die nach Spalte 4 der Stoffliste in Anhang 1 der 12. BImSchV bei 5.000 t
liegt.

Nach den Angaben der Firma befinden sich die Lagerstellen des Isopropanols innerhalb des
Betriebsbereichs an Orten, an denen sie nicht als Auslöser eines Störfalles an einem ande-
ren Ort des Betriebsbereiches wirken können. Daher bleiben diese gelagerten und gehand-
habten Mengen entsprechend der 2%-Regel nach Nr. 4 des Anhangs 1 der 12. BImSchV bei
der Prüfung nach Nr. 5 des Anhangs 1 der 12. BImSchV, ob ein Betriebsbereich besteht,
unberücksichtigt.

Diesen Darlegungen wird aus fachtechnischer Sicht gefolgt.

5.2 Luftreinhaltung

Den Unterlagen liegt auch ein Gutachten zur Luftreinhaltung der TÜV SÜD Industrie Service
GmbH vom 11.05.2021 (Gutachten zur Errichtung und zum Betrieb einer Anlage zur Herstel-
lung von Gasdiffusionsschichten (Gas-Diffusions-Layern – GDL), Bericht Nr. F20/19-IMG)
bei, in dem die emissionsseitigen Auswirkungen des beantragten Vorhabens untersucht
sind.

Dabei ist im Gutachten berücksichtigt, dass es für den Verfahrensschritt der Graphitierung
(Hochtemperatur-Carbonisierung) einen Durchführungsbeschluss (DURCHFÜHRUNGSBE-
SCHLUSS(EU) 2016/1032 DER KOMMISSION vom 13. Juni 2016) gibt, der Schlussfolgerun-
gen zu den besten verfügbaren Techniken (BVT) enthält, die entsprechend umzusetzen
sind. Die aus fachtechnischer Sicht in diesem Zusammenhang für die vorgesehenen TNVs
als maßgeblich erachteten Emissionsbegrenzungen für Staub, Gesamt-C und Benzo[a]py-
ren sind hierbei im Gutachten betrachtet und gutachtlich bewertet.
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Die übrigen für die geplanten TNVs und beantragten RTOs vorgeschlagenen Emissionsbe-
grenzungen entsprechen den Anforderungen der aktuell gültigen Technischen Anleitung zur
Reinhaltung der Luft (TA Luft) sowie der Vollzugsempfehlung Formaldehyd (Stand
09.12.2015) der LAI.

Lediglich für Gesamt-C wird bei den beantragten TNVs und RTOs sogar ein noch geringerer
Emissionsgrenzwert von 20 mg/m³ vorgeschlagen, als er nach dem Durchführungsbe-
schluss bzw. der TA Luft erforderlich wäre, da dieser Grenzwert aus der Sicht des Gutach-
ters von den Abgasreinigungseinrichtungen problemlos eingehalten werden kann.

Der sich aus dem Durchführungsbeschluss ergebende, von der derzeit geltenden TA Luft
abweichende, jährliche Messturnus für bestimmte Abluftinhaltsstoffe ist im Gutachten
ebenfalls adäquat umgesetzt.

Schließlich beinhaltet das Gutachten auch eine Ermittlung der erforderlichen Kaminhöhen
der geplanten TNVs und RTOs.

Aus der Sicht des technischen Umweltschutzes erscheint das Gutachten plausibel und be-
legt nachvollziehbar, dass dem Stand der Technik bzw. den BVT-Schlussfolgerungen ent-
sprochen ist und keine schädlichen Umwelteinwirkungen durch den Betrieb der Anlage zu
erwarten sind.

5.3 Lärmschutz

Des Weiteren sind den Antragsunterlagen zwei Schallimmissionsprognosen der ACCON
GmbH vom 18.05.2021, Bericht Nr. ACB-0220-1634-i247/02/rev3 und Bericht Nr. ACB-
0420-1634-i248/02/rev3, beigefügt, in denen die lärmseitigen Auswirkungen des beantrag-
ten Vorhabens schalltechnisch untersucht sind. Bericht Nr. ACB-0420-1634-i248/02/rev3
vom 18.05.2021 befasst sich hierbei mit den Lärmauswirkungen der GDL-Produktionslinie
der Generation 2 in Gebäude 604, während im Bericht Nr. ACB-0220-1634-i247/02/rev3 vom
18.05.2021 die GDL-Produktionslinien der Generationen 3A und 3B in Gebäude 612 lärm-
seitig begutachtet sind.

Die beiden Schallimmissionsprognosen sind aus fachtechnischer Sicht plausibel und bele-
gen zum einen nachvollziehbar, dass die an den maßgeblichen Immissionsorten IP 1 bis
IP 5 und IP 8 für das Gesamtwerk am Standort Meitingen bislang bescheidgemäß festge-
setzten Immissionswerte auch unter Berücksichtigung des zusätzlichen Lärmbeitrags des
Gesamtbetriebes der GDL-Fertigung nicht überschritten werden.
Zum anderen ist nachgewiesen, dass auch die zulässigen Immissionswerte, welche sich
aus den festgesetzten immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegeln
von 65 dB(A)/m² tags und 50 dB(A)/m² nachts des rechtskräftigen Bebauungsplanes „SGL-
Carbon Werkserweiterung Nord“ bzw. der 1. Änderung des Bebauungsplanes „Gewerbege-
biet östlich der ST 2045 bis zum Lechkanal – nördlich Industriegelände Siemens Plania bis
zur Gemeindegrenze“ für die Grundstücke Fl.-Nrn. 838 und 841/1 der Gemarkung Meitingen
sowie den für das Grundstück Fl.-Nr. 842/2 der Gemarkung Meitingen zu Grunde gelegten
Emissionskontingenten von 60 dB(A)/m² tags und 45 dB(A)/m² nachts für den Betrieb der
GDL-Produktionslinien 3A und 3B ergeben, an den maßgeblichen Immissionsorten IP 1 bis
IP 5 und IP 8 eingehalten werden.
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Da das Grundstück Fl.-Nr. 842/2 der Gemarkung Meitingen nicht im Gebietsumgriff des vor-
genannten rechtskräftigen Bebauungsplanes liegt, wurden seitens des Gutachters hilfs-
weise die Emissionskontingente von 60 dB(A)/m² tags und 45 dB(A)/m² nachts entspre-
chend dem Rahmenplan Lärmkontingente SGL Meitingen aus dem Jahre 1998 angesetzt.
Mit dieser Vorgehensweise besteht aus immissionsschutzfachlicher Sicht Einverständnis.

5.4 Lösemittel-Verordnung (31. BImSchV)

Schließlich ist in den Antragsunterlagen sowie im Gutachten zur Luftreinhaltung der TÜV
SÜD Industrie Service GmbH vom 11.05.2021 im Hinblick auf die 31. BImSchV (Lösemittel-
Verordnung) auch dargelegt, dass für das Reinigen von Oberflächen von Materialien oder
Produkten keine Reinigungsmittel eingesetzt werden.

Die in der Anlage verwendeten Reinigungsmittel dienen ausschließlich der Reinigung der
Maschinen- und Anlagenteile, nicht aber der Reinigung der Oberflächen der eingesetzten
Rohstoffe oder hergestellten GDL, so dass es sich um keine Anlage zum Reinigen von Ober-
flächen von Materialien nach Nr. 2 des Anhangs I der 31. BImSchV handelt und die Tätigkeit
nach Nr. 2 des Anhangs II der 31. BImSchV aus der Sicht des technischen Umweltschutzes
für die GDL-Anlage nicht maßgeblich ist.

Bei der GDL-Fertigung liegt entsprechend der 31. BImSchV eine Anlage nach Nr. 10.2 des
Anhang I (Anlagen zum Beschichten von Folien oder Papieroberflächen) vor, zumal die hier-
für relevante Tätigkeit nach Nr. 10.2 des Anhangs I der 31. BImSchV gemäß Nr. 0.1 des
Anhangs II der 31. BImSchV auch die Reinigungstätigkeit der hierfür eingesetzten Geräte
und Aggregate sowie die Instandhaltung der Anlage umfasst. Der Schwellenwert für den
Lösemittelverbrauch liegt für Anlagen der Nr. 10.2 des Anhangs I der 31. BImSchV bei 5 t/a.

Den Unterlagen kann in diesem Zusammenhang entnommen werden, dass lediglich die drei
verwendeten Reinigungsmittel Isopropanol, Colamin Kraftreiniger und Interflon Fin Clean All
lösemittelmäßig relevant sind. Die übrigen Einsatzstoffe fallen nicht unter die Lösemittel-
Verordnung, da sie keine Lösemittel enthalten (vgl. auch zugehörige Sicherheitsdatenblät-
ter). Der jährliche Lösemittelverbrauch liegt demnach bei 4,83 t/a (0,06 * 3 t/a (Colamin) +
0,1 * 1,5 t/a (Interflon) + 4,5 t/a (Isopropanol)). Somit wird der Schwellenwert von 5 t/a nicht
erreicht und die GDL-Fertigung unterliegt nicht dem Anwendungsbereich der 31. BImSchV.

Die vorgenannten Ausführungen im Gutachten sowie den Antragsunterlagen erscheinen
hierbei aus immissionsschutzfachlicher Sicht plausibel.

5.5 Fazit

In der Gesamtschau sind demnach für die Nachbarschaft keine schädlichen Umwelteinwir-
kungen bzw. unzumutbare und erhebliche Belästigungen zu prognostizieren. Zur Sicherstel-
lung eines adäquaten Immissionsschutzes wurden die oben festgesetzten Auflagen in den
Genehmigungsbescheid übernommen.
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6. Der Fachbereich Abfall- und Bodenschutzrecht äußert sich wie folgt:

Die Prüfung der vorgelegten Unterlagen ergab, dass aus abfall- und bodenschutzrechtlicher
Sicht keine Bedenken gegen das Vorhaben bestehen.

Den Ausführungen des Gutachters aus dem Gutachten der HPC AG vom 28.10.2020, Pro-
jekt-Nr. 2191223, wonach ein vollumfänglicher Ausgangszustandsbericht (AZB) (Stufen 4
bis 8 gemäß Leitlinien der Europäischen Kommission) nicht erforderlich ist, schließen wir
uns an.

7. Das Bauamt beim Landratsamt Augsburg teilt Folgendes mit:

Gebäude 612

Die Errichtung zweier Produktionslinien in Gebäude 612 liegt im Geltungsbereich eines
rechtsverbindlichen Bebauungsplans i.S.d. § 30 Abs. 1 BauGB. Die Festsetzungen des Be-
bauungsplans werden eingehalten.

Das Gebäude 612 wurde bauordnungsrechtlich unter den Bauantragsnummern 2-364-2020-
BA-120 mit Bescheid vom 24.04.2020 sowie die Tektur mit der Bauantragsnummer 2-2186-
2020-BA-120 mit Bescheid vom 27.08.2020 behandelt.
Darüberhinausgehende Anforderungen sind nicht erforderlich.

Gebäude 604

Das Vorhaben liegt bzgl. der Errichtung der RTO2 im baurechtlichen Innenbereich (§ 34 Abs.
1 BauGB). Die Eigenart der näheren Umgebung entspricht einem Industriegebiet (§ 34 Abs.
2 BauGB). Das Vorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein.

Die mit der Genehmigung verbundenen Auflagen beruhen u. a. auf den Bestimmungen des
Baugesetzbuches, der Bayerischen Bauordnung und sonstigen Rechtsvorschriften.

Die Baugenehmigung wird nicht gesondert ausgesprochen, sondern ist von dieser Geneh-
migung mit umfasst (§ 13 BImSchG).

8. Das Einvernehmen des Marktes Meitingen zu den geplanten Bauvorhaben wurde erteilt.

9. Die Fachkundige Stelle für Wasserwirtschaft äußert sich wie folgt:

Zum Vorhaben wird zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen im Sinne des § 62 WHG
und der AwSV wie folgt Stellung genommen:
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9.1 Sachverhalt

Die Firma SGL CARBON plant im Rahmen des oben genannten Antrags nachfolgende was-
serwirtschaftlich relevante Maßnahmen:

Gebäude 509:

 Umschlagfläche zur Versorgung der Anlagen in Halle 604 und Halle 612
Umschlag von wassergefährdenden Flüssigkeiten im Gebäude auf einer bestehenden
genehmigten Fläche mit zugelassenem Abdichtungssystem; die umzuschlagenden
Stoffe sind laut der Stellungnahme des Sachverständigen in der Zulassung enthalten;
die maximale Umladeeinheit (Palettengröße) beträgt 1000 kg bzw. 1000 l; umgeschla-
gen werden sollen Stoffe und Flüssigkeiten der Wassergefährdungsklassen 1 und 2;
das Rückhaltevolumen beträgt ca. 40 m³.

Gebäude 604:

 Lageranlage (Gebindelager) mit 46,59 m³ bzw. t der WGK 1 und 2 (feste und flüssige
Stoffe); wassergefährdende Flüssigkeiten werden über bauaufsichtlich zugelassenen
Auffangwannen gelagert; die jeweils maximale Gebindegröße kann aufgenommen wer-
den; die maximale Gebindegröße beträgt 1000 l; wassergefährdende Feststoffe werden
in Verpackung auf dem Betonboden gelagert

 Bereitstellungslager für wassergefährdende Feststoffe für Stoffaufbereitung mit 3 t der
WGK 1 sowie weitern nicht wassergefährdenden Stoffen; die Lagerung erfolgt vor Nie-
derschlagswasser geschützt über betrieblichen Anforderungen genügenden Flächen

 Bereitstellungslager (Gebindelager) für flüssige wassergefährdende Stoffe für Stoff-
aufbereitung mit 2 m³ der WGK 1; die Lagerung erfolgt über Auffangwannen; die maxi-
male Gebindegröße beträgt 1000 l; die Auffangwannen werden nach der Stahlwannen-
richtlinie ausgeführt; die jeweils maximale Gebindegröße kann aufgenommen werden

 7 verschiedene HBV-Anlage im Gebäude 604 (Polyvinylalkohol- [POVAL] Auflösung,
Stoffaufbereitung Suspension Beschichten, Stoffaufbereitung Suspension Tauchen,
Stoffaufbereitung Suspension Imprägnieren, Beschichten Suspension, Tauchen in
PTFE-Dispersion, Imprägnieranlage): Einstufung durch den Antragsteller jeweils in die
Gefährdungsstufe A

Gebäude 612:

 Lageranlage (Gebindelager) mit 63,56 m³ bzw. t der WGK 1 und 2 (feste und flüssige
Stoffe); wassergefährdende Flüssigkeiten werden über bauaufsichtlich zugelassenen
Auffangwannen gelagert; die jeweils maximale Gebindegröße kann aufgenommen wer-
den; die maximale Gebindegröße beträgt 1000 l; wassergefährdende Feststoffe werden
in Verpackung auf dem Betonboden gelagert

 Bereitstellungslager für wassergefährdende Feststoffe für Stoffaufbereitung mit 3,05 t
der WGK 1 sowie weitern nicht wassergefährdenden Stoffen; die Lagerung erfolgt vor
Niederschlagswasser geschützt über betrieblichen Anforderungen genügenden Flä-
chen
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 Bereitstellungslager (Gebindelager) für flüssige wassergefährdende Stoffe für Stoff-
aufbereitung mit 2 m³ der WGK 1; die Lagerung erfolgt über Auffangwannen; die maxi-
male Gebindegröße beträgt 1000 l; die Auffangwannen werden nach der Stahlwannen-
richtlinie ausgeführt; die jeweils maximale Gebindegröße kann aufgenommen werden

 8 verschiedene HBV-Anlage im Gebäude 612 (Polyvinylalkohol- [POVAL] Auflösung,
Zellulose- [Tylose] und Cer-Oxid-Auflösung, Stoffaufbereitung Suspension Beschich-
ten, Stoffaufbereitung Suspension Tauchen, Stoffaufbereitung Suspension Imprägnie-
ren, Beschichten Suspension, Tauchen in PTFE-Dispersion, Imprägnieranlage): Einstu-
fung durch den Antragsteller jeweils in die Gefährdungsstufe A

Aufstellung von insgesamt drei Lagercontainern für Abfälle am Gebäude 604, 605 und 610:

 3 Lageranlagen, zugelassenen Lagercontainer für jeweils 12 m³ mit entsprechendem
Rückhaltevolumen; flüssige Abfälle (Graphitschlamm mit Phenolharz, Pastenreste Se-
diment von Reinigungswasser und Phenolharzhaltige Waschlösung (Suspension)) vom
Antragteller jeweils in die WGK 1 eingestuft; die jeweils maximale Gebindegröße (IBC)
beträgt 1000 l

9.2 Beurteilung des Sachverhaltes

 Die Umschlaganlage in Gebäude 509 für wassergefährdende Stoffe mit der maßgeben-
den WGK 2 und 1000 Liter als größte Umladeeinheit ist entsprechend § 39 AwSV der
Gefährdungsstufe A zuzuordnen.

 Die Lageranlage (Gebindelager) in Gebäude 604 für feste und flüssige Stoffe mit der
maßgebenden WGK 1 (WGK 2 < 3%) und 46,59 m³ bzw. t Lagermenge ist entsprechend
§ 39 AwSV der Gefährdungsstufe A zuzuordnen.

 Die Lageranlage (Bereitstellungslager fest) und die Lageranlage (Bereitstellungslager
flüssig, Gebindelager) jeweils in Gebäude 604 für feste bzw. flüssige Stoffe mit der
WGK 1 und 3 t bzw. 2 m³ Lagermenge sind entsprechend § 39 AwSV jeweils der Ge-
fährdungsstufe A zuzuordnen.

 Die 7 HBV-Anlagen in Gebäude 604 für flüssige Stoffe mit der WGK 1 wurden vom An-
tragsteller jeweils entsprechend § 39 AwSV der Gefährdungsstufe A eingestuft.

 Die Lageranlage (Gebindelager) in Gebäude 612 für feste und flüssige Stoffe mit der
maßgebenden WGK 1 (WGK 2 < 3%) und 63,56 m³ bzw. t Lagermenge ist entsprechend
§ 39 AwSV der Gefährdungsstufe A zuzuordnen.

 Die Lageranlage (Bereitstellungslager fest) und die Lageranlage (Bereitstellungslager
flüssig, Gebindelager) jeweils in Gebäude 612 für feste bzw. flüssige Stoffe mit der
WGK 1 und 3 t bzw. 2 m³ Lagermenge sind entsprechend § 39 AwSV jeweils der Ge-
fährdungsstufe A zuzuordnen.

 Die 8 HBV-Anlagen in Gebäude 612 für flüssige Stoffe mit der WGK 1 wurden vom An-
tragsteller jeweils entsprechend § 39 AwSV der Gefährdungsstufe A eingestuft.

 Die 3 Lageranlagen (Lagercontainer) für Abfälle am Gebäude 604, 605 und 610 mit der
WGK 1 und jeweils 12 m³ Lagermenge sind jeweils entsprechend § 39 AwSV der Ge-
fährdungsstufe A zuzuordnen.
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Der geplante und in der Stellungnahme des Sachverständigen beschriebene Umschlag von
Gebinden im Gebäude 509 mit wassergefährdenden Stoffen zur Versorgung der Anlagen in
Gebäude 604 und 612 ist aus unserer Sicht als Anzeige nach § 40 AwSV zu werten.

Die beiliegende Voruntersuchung zum Ausgangszustandsbericht kommt abschließend zu
dem Ergebnis, dass das Erstellen eines Ausgangszustandsberichtes nicht erforderlich ist.

Entsprechend dem vorgelegten Brandschutznachweis fällt das Vorhaben nicht unter die
Löschwasser-Rückhalte-Richtlinie (LöRüRl).

Für die beantragten Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist keine Eig-
nungsfeststellung erforderlich. Entweder handelt es sich hierbei um HBV-Anlagen für die
nach § 63 WHG grundsätzlich kein Erfordernis auf Feststellung der Eignung besteht oder
es handelt sich um Anlagen für feste (allgemein wassergefährdende Stoffe) mit weniger als
1.000 t. Bei den übrigen beantragten Anlagen handelt es sich um Anlagen der Gefährdungs-
stufe A welche von der Eignungsfeststellungspflicht entsprechend § 41 AwSV ausgenom-
men sind.

Unter Beachtung der oben festgesetzten Nebenbestimmungen und Hinweise erscheint das
geplante Vorhaben aus wasserwirtschaftlicher Sicht geeignet.

10. Das Wasserwirtschaftsamt Donauwörth nimmt wie folgt Stellung:

10.1 Grundwasserschutz und Kühlwassernutzung

Die Trinkwasserversorgung wird durch die Gemeinde Meitingen sichergestellt. Die Brauch-
bzw. Kühlwasserversorgung kann durch die bestehenden Brunnen der Fa. SGL sicherge-
stellt werden. Eine Erhöhung der genehmigten Entnahmemengen ist nicht vorgesehen.
Wasserschutzgebiete sind durch die Maßnahme nicht betroffen.

10.2 Abwasser und Kühlwasser

Laut Antrag erfolgt die GDL-Fertigung ohne kontinuierlich anfallende Abwässer. In der
Mischanlage wird das beim Säubern der Vorlagebehälter anfallende Wasser zum Anmi-
schen der benötigten Suspensionen weiterverwendet. Lediglich beim Abfahren der Produk-
tionslinien kann das beim Säubern anfallende Wasser nicht unmittelbar weiterverwendet
werden. Dieses Wasser wird über Absetzstufen vom Sediment getrennt. Der Feststoff wird
über einen Entsorger entsorgt. Das vom Feststoff abgetrennte Wasser soll über den Abwas-
serkanal zur Gemeindekläranlage Meitingen abgeleitet werden.

Es wird erwartet, dass die Produktionslinien im Wochenrhythmus leergefahren und gerei-
nigt werden und somit pro Jahr in Summe maximal ca. 600 m³ Abwasser zur kommunalen
Kläranlage abgeleitet werden.
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Aus Sicht des Wasserwirtschaftsamtes enthält das beim Abfahren der Produktionslinien
anfallende und nicht für eine Wiederverwertung vorgesehene Reinigungswasser fluororga-
nische Stoffe. Dieses Abwasser soll nach Behandlung in einer Sedimentationsanlage in die
kommunale Abwasseranlage eingeleitet werden. Es besteht daher die Möglichkeit, dass
auch nach der Behandlung Restkonzentrationen von fluororganischen Verbindungen vorlie-
gen (und ggf. andere schwer abbaubare Stoffe). Zur Regelung des Umgangs mit fluorhalti-
gem Abwasser sowie zur Beurteilung der Abwässer wurde daher die Auflage Nr. 8.2 in den
Bescheid aufgenommen.

Die Graphitierungsöfen werden über einen indirekten Kühlwasserkreislauf gekühlt. Die
Rückkühlung erfolgt über einen Wärmetauscher mittels Brunnenwasser. Die Schalt-
schränke werden ebenfalls mit Brunnenwasser gekühlt.

Die Ableitung des Kühlwassers erfolgt über das Oberflächenkanalsystem der SGL Carbon
in den Lechkanal. Nach den Antragsunterlagen wird das Kühlwasser entsprechend dem Be-
scheid des Landratsamtes Wertingen vom 19.02.1963 eingeleitet.

Es wird zudem erläutert, dass bei Ausfall des Primärkühlkreislaufs die Öfen direkt mit Brun-
nenwasser gekühlt werden sollen und das verbrauchte Kühlwasser ebenfalls in den Lech-
kanal eingeleitet werden soll. Durch die direkte Ofenkühlung sind gemäß den Angaben der
SGL CARBON GmbH Verunreinigungen des Kühlwassers nicht zu befürchten, da das Kühl-
wasser aufgrund des Aufbaus des Ofens nie in Kontakt mit Einsatz- oder Betriebsstoffen
oder mit im Prozess entstehenden Stoffen kommen kann.

11. Das Wasserrecht beim Landratsamt Augsburg teilt Folgendes mit:

11.1 Niederschlagswasser

Das bestehende Gebäude 604 befindet sich in dem Bereich des Werksgeländes der SGL
CARBON GmbH, für den seit 1996 wasserrechtliche Erlaubnisse zur Einleitung des anfallen-
den Niederschlagswassers in den Lechkanal bestehen. Zurzeit läuft das Wasserrechtsver-
fahren zur Neuerteilung einer langfristigen Erlaubnis.

Für das neu gebaute Gebäude 612 wird momentan das Wasserrechtsverfahren zur Ertei-
lung einer wasserrechtlichen Erlaubnis für die Versickerung des anfallenden Niederschlags-
wassers über eine Rigole in das Grundwasser durchgeführt.

11.2 Brauch- und Kühlwasserversorgung

Für die Brauch- und Kühlwasserversorgung der SGL CARBON GmbH besteht eine wasser-
rechtliche Erlaubnis vom 21.03.2013, Az. 52.13-642/02-2 V 90, geändert durch Bescheid
vom 22.07.2013. Gemäß den Angaben des Antragstellers wird der Wasserbedarf für das
Vorhaben im Rahmen des geltenden Bescheides gedeckt.
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III.

Die Kostenentscheidung hinsichtlich der Erhebung und Bemessung der Gebühr für diesen Be-
scheid beruht auf Art. 1, 2, 5 und 6 des Kostengesetztes (KG) und der Tarif-Nrn. 8.II.0/1.1.1.2 Alt.
5 sowie der Tarif-Nrn. 8.II.0/1.3.1 und 8.II.0/1.3.2 des Kostenverzeichnisses (KVz) in der jeweils
gültigen Fassung.

Danach wurde die Genehmigungsgebühr unter Berücksichtigung der Grundsätze des Art. 6 KG
auf 90.255,00 Euro festgesetzt.

Die Auslagen betragen bisher insgesamt 2.513,38 Euro; diese entfallen auf die öffentlichen Be-
kanntmachungen, die Stellungnahme des Gewerbeaufsichtsamtes, die angefallenen Schreibaus-
lagen sowie die Zustellungskosten. Die Erhebung der Auslagen beruht auf Art. 10 KG und bzgl.
der Schreibauslagen auf Tarif-Nr. 1.III.0/2.2 des Kostenverzeichnisses in der jeweils gültigen Fas-
sung.

Die Auslagen für die öffentliche Bekanntmachung des Genehmigungsbescheids nach § 10 Abs. 7
Satz 2 i.V.m. Abs. 8 BImSchG sind derzeit noch nicht bekannt und werden gesondert festgesetzt
und erhoben.

Der im Verfahren eingeholte Kostenvorschuss in Höhe von 50.000,00 Euro wurde mit den Kosten
in Höhe von insgesamt 92.768,38 Euro verrechnet. Der Differenzbetrag in Höhe von 42.768,38
Euro wird entsprechend in Rechnung gestellt.

Die Kosten errechnen sich wie folgt:

Tarif-Nr. 8.II.0

Nr. 1.1.1.2 Alt. 5 15.750 Euro + 71.200 Euro (4 ‰ aus 17.800.000 Euro) 86.950,00 Euro

Nr. 1.3.1 75 % aus 940,00 Euro Baugenehmigungsgebühr 705,00 Euro

Nr. 1.3.2 Technischer Umweltschutz 2.000,00 Euro

Nr. 1.3.2 Fachkundige Stelle für Wasserwirtschaft 600,00 Euro

Auslagen: Öffentliche Bekanntmachungen 1.856,22 Euro

Stellungnahme Gewerbeaufsichtsamt 609,00 Euro

Schreibauslagen 45,40 Euro

Zustellung 2,76 Euro

Kosten gesamt (Gebühr + Auslagen) 92.768,38 Euro
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Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben
werden beim

Bayerischen Verwaltungsgericht in Augsburg,
Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg,
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg,

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen
Form.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet
keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von
Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsge-
richtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).

- Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Kla-
geerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.

Weber


